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Geschäftsbereich des Bundesministers des innern 


1. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 


(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, daß in einem Wupper- 
taler Luftschutzstollen im Auftrag des Bundes 
und in seiner Verantwortung Sendeanlagen für 
die ARD im Verteidigungsfall eingerichtet wer- 
den sollen? 


2. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 


(SPD) 


Sind das Land Nordrhein-Westfalen und die Stadt 
Wuppertal von den Bau- und Folgekosten betrof- 
fen, und wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 20. Februar 1992 

Für die Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunktion ist der bun- 
desweite Betrieb des Rundfunks wichtig. Die Bundesregierung muß die 
Möglichkeit haben, im V-Fall die Bevölkerung mit wichtigen Informatio- 
nen über den Rundfunk zu versorgen sowie Warndurchsagen zu verbrei- 
ten. Der Rundfunk hat dementsprechend lebenswichtige Aufgaben wahr- 
zunehmen. Dies verpflichtet die Bundesregierung ihrerseits, notwendige 
Vorkehrungen zu treffen, die eine Unterrichtung der Öffentlichkeit auch 
unter erschwerten Bedingungen sicherstellen. 

Der WDR ist für die Rundfunkversorgung des nördlichen, der Bayerische 
Rundfunk für den südlichen Teil des Bundesgebietes in Krisenzeiten zu- 
ständig. Das Rundfunkgebäude des WDR ist jedoch gegen Angriffe oder 
deren Folgen nicht geschützt. Nach Mitteilung des Landes soll es auch 
nicht gegen Katastrophen geschützt sein. Durch die Herrichtung des Wup- 
pertaler Stollens soll der Betrieb des Rundfunks auch im V-Fall ermöglicht 
werden. 

Zwischen dem Bund, dem Land Nordrhein-Westfalen und dem WDR 
wurde vereinbart, daß Bund und Land je 50 % der Baukosten für die Her- 
richtung des Stollens und der WDR die Kosten für die technischen Einrich- 
tungen und die Folgekosten tragen sollen. Eine Kostenbeteiligung der 
Stadt Wuppertal ist nicht vorgesehen. 


3. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 


(SPD) 


Welche Umstände rechtfertigen in Anbetracht 
weltweiter Abrüstungsbemühungen den geplan- 
ten Bau, und wann soll mit den Baumaßnahmen 
begonnen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 20. Februar 1992 

Der Bundesminister des Innern vertritt den Standpunkt, daß Vorkehrun- 
gen für eine Rundfunkversorgung auch in Krisenzeiten weiterhin erfor- 
derlich sind. 

Auch aus der Sicht des Landes Nordrhein-Westfalen und des WDR bleibt 
es notwendig, die Rundfunkversorgung im Verteidigungs- bzw. im Kata- 
strophenfall von einem geschützten Objekt aus sicherzustellen. Der WDR 
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hält die Maßnahme für dringend erforderlich. Beide haben sich dafür aus- 
gesprochen, daß der Umbau des Stollens nunmehr in Angriff genommen 
werden sollte. 

Die Bauplanung ist eingeleitet. 


4. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 

(SPD) 


Entspricht es den Tatsachen, daß von seiten des 
Bundes Haushaltsmittel in Höhe von rund drei 
Millionen Mark für die Baumaßnahmen einge- 
plant sind, die Kosten für die technische Einrich- 
tung, Wartung und Erhaltung der Sendeanlagen 
diese Summe wahrscheinlich noch um ein Viel- 
faches übersteigen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 20. Februar 1992 

Im Bundeshaushalt 1993 und in der mittelfristigen Finanzplanung sollen 
für die Baumaßnahme Haushaltsmittel eingestellt werden. 

Die Kosten für die technische Einrichtung, Wartung und Erhaltung der 
Sendeanlagen, die vom WDR zu tragen sind, sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. 

5. Abgeordnete 

Elke 
Ferner 

(SPD) 


Wie viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (ins- 
gesamt) des Reinigungsdienstes sind bei den 
Bundesministerien und anderen obersten Bun- 
desbehörden beschäftigt, und wie sind die 
Arbeitsverträge im Hinblick auf Arbeitszeiten 
und Sozialversicherung gestaltet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. Februar 1992 

Bei den Bundesministerien und den anderen obersten Bundesbehörden 
sind insgesamt 276 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Reinigungsdien- 
stes beschäftigt; davon 132 als Vollzeitkräfte und 144 als Teilzeitkräfte. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Reinigungsdienstes bei den 
obersten Bundesbehörden werden auf der Grundlage des MTB II bzw. 
MTBBk II beschäftigt. Die sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
werden beachtet. 


6. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


7. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (ins- 
gesamt) des Reinigungsdienstes bei den Bundes- 
ministerien und anderen obersten Bundesbehör- 
den arbeiten als Beschäftigte von Fremdfirmen, 
und wie sind die Arbeitsverträge im Hinblick auf 
Bezahlung, Arbeitszeiten und Sozialversiche- 
rung gestaltet? 

Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß bei der 
Vergabe von Reinigungsarbeiten bei den Bun- 
desministerien und anderen obersten Bundes- 
behörden an Fremdfirmen die Beschäftigten die- 
ser Firmen in sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen beschäftigt sind? 


2 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. Februar 1992 

Die Gesamtzahl der Beschäftigten von Fremdfirmen im Reinigungsdienst 
bei den obersten Bundesbehörden liegt bei ca. 500. Eine genaue Angabe 
ist nicht möglich. Die Verträge mit Fremdfirmen sind auf eine bestimmte 
Reinigungsleistung gerichtet und legen nicht immer fest, mit welchem 
Personaleinsatz die Leistung erbracht wird. 

Die Vergabe von Reinigungsaufträgen der öffentlichen Hand richtet sich 
nach der Verdingungsordnung für Leistungen. Gemäß § 5 Nr. 1 Abs. 2 
VOL/B ist der Auftragnehmer seinen Arbeitnehmern für die Erfüllung der 
gesetzlichen, polizeilichen und berufsgenossenschaftlichen Verpflichtun- 
gen verantwortlich und hat unter Beachtung bestehender Tarifverträge 
die Vereinbarungen und Maßnahmen zu treffen, die sein Verhältnis zu 
den Arbeitnehmern regeln. 

Soweit Personal unterhalb der Sozialversicherungspflichtgrenze beschäf- 
tigt wird, stellt dies keinen Verstoß gegen Arbeits- und Sozialgesetze dar. 


8. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 


(SPD) 


Welche anderen Dienste bei den Bundesministe- 
rien und anderen obersten Bundesbehörden wer- 
den an Fremdfirmen vergeben, und wie sind in 
diesen Fällen die Arbeitsverhältnisse geregelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. Februar 1992 

Neben Reinigungsdiensten werden von einigen obersten Bundesbehör- 
den an Fremdfirmen im wesentlichen vergeben: 

- Bewachungs- und Kontrolldienste, 

- Wartungsverträge im Bereich der Klima-, Heizungs-, Elektro- und 
Fernsprechtechnik. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß die Beschäftigten grundsätzlich 
in sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen stehen 
und die Arbeitsverhältnisse nach den entsprechenden Tarifverträgen aus- 
gestaltet sind. 

Im übrigen darf ich auf die Antwort der Bundesregierung vom 8. März 
1989 auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD (Drucksache 11/4129) 
verweisen. 


9. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Holtz 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die verschie- 
denen Teile der vom Ministerkomitee des Euro- 
parates am 13. November 1991 angenommenen 
Konventionen über die Partizipation von Auslän- 
derinnen und Ausländern am öffentlichen Leben 
auf kommunaler Ebene, und gedenkt sie gegebe- 
nenfalls diese Konvention - vollständig oder mit 
Vorbehalten - zu zeichnen? 


3 



Drucksache 12/2180 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. Februar 1992 

Die Bundesregierung hat eine Entscheidung über die Zeichnung der Kon- 
vention noch nicht getroffen. Die von den Bundesländern erbetene Stel- 
lungnahme liegt noch nicht vor. Die Beteiligung der Länder ist erforder- 
hch, denn die Regelungsmaterie berührt die kommunale Selbstverwal- 
tung und fällt daher weitgehend in die Gesetzgebungskompetenz, der 
Länder. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das in Kapitel C verankerte Wahl- 
recht der Ausländer auf kommunaler Ebene der Verfassungslage in der 
Bundesrepublik Deutschland widerspricht. Die Bundesregierung hat da- 
her Ende 1991 beim Beschluß über die Auflegung der Konvention zur 
Zeichnung die Nichtannahme des Kapitels C erklärt. 


10. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung im 
Rahmen der „EGisierung" die Umsetzung des 
Beschlusses des Europäischen Parlaments voran- 
zutreiben, in dem ein Wahlrecht für EG-Bürger 
mit ständigem Wohnsitz in einem anderen EG- 
Mitgliedstaat gefordert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. Februar 1992 

Das Europäische Parlament hat am 21. November 1991 auf der Grundlage 
des „Berichtes über die Unionsbürgerschaft" des Institutioneilen Aus- 
schusses (Berichterstatterin: MdEP Bindi) vorgeschlagen, Bürgern der 
EG -Mitgliedstaaten bei Kommunalwahlen und bei Wahlen zum Europäi- 
schen Parlament das aktive und passive Wahlrecht „im Wohnland" zu 
gewähren. 

Diese Vorstellungen finden nunmehr ihren Niederschlag im „Vertrag 
über die Europäische Union" (Titel II, C. - Artikel 8 b), den die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten am 7. Februar 1992 unterzeichnet haben. 

Artikel 8 b des Vertrages gewährt jedem Unionsbürger mit Wohnsitz in 
einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er nicht besitzt, in dem 
Mitgliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat, das aktive und passive 
Wahlrecht bei Kommunalwahlen (Absatz 1) sowie bei Europawahlen (Ab- 
satz 2). Die Einzelheiten für die Ausübung dieser Rechte werden vom Rat 
bei Kommunalwahlen vor dem 31. Dezember 1994 und bei Europawahlen 
vor dem 31. Dezember 1993 einstimmig auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung des Europäischen Parlaments festgelegt. 

Diese Regelungen werden - nach Ratifizierung des Unions-Vertrages und 
der hierfür erforderlichen Änderung des Grundgesetzes — durch Änderun- 
gen der jeweiligen innerstaatlichen Wahlgesetze (Europawahlgesetz, 
Kommunalwahlge setze) umzusetzen sein. 


11. Abgeordnete 

Dr. Cornelia 
von Teichman 

(F.D.P.) 


Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung 
die Stasi-Akten gegen Diebstahl einerseits und 
gegen Brand andererseits zu sichern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 20. Februar 1992 

Auf Grund eines im Jahr 1991 durch das Bundeskriminalamt erstellten 
Sicherheitskonzeptes werden alle vom Bundesbeauftragten für die Unter- 
lagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR genutzten Ob- 
jekte von eigenem Wachpersonal rund um die Uhr bewacht. 

Zur Sicherung der unmittelbaren Umgebung der Objekte sind darüber 
hinaus Kameras angebracht. Bei den inzwischen hinzugekommenen 
neuen Liegenschaften wurden jeweüs vor Ort in Zusammenarbeit mit dem 
Bundeskrinünalamt und dem Bundesamt für Sicherheit in der Informa- 
tionstechnik die zur Sicherung der Akten erforderlichen Maßnahmen fest- 
gelegt. 

So sind bzw. werden zur Zeit die einzelnen Sicherheitsbereiche mit Bewe- 
gungsmeldern ausgestattet. Soweit örtlich notwendig sind Sicherheitsver- 
glasungen vorhanden bzw. vorgesehen. Störungen können über Monitore 
oder spezielle Warngeräte in den Wachbüros registriert werden. Zur wei- 
tergehenden Sicherung der Gebäudebereiche, in denen Stasi-Unterlagen 
und Karteien oder andere Findmittel untergebracht sind, werden zur Zeit 
Türschließmechanismen eingebaut, die nur dem berechtigten Personen- 
kreis Zugang gestatten (Magnetkartenverfahren). 

Im Endausbau der Archive ist eine bauhche Trennung zwischen dem Be- 
nutzerbereich und den eigenthchen Archivräumen vorgesehen. 

Zur Gewährleistung des Brandschutzes sind in jedem Archiv neben den 
allgemeinen bau- und feuerschutzpolizeilichen Einrichtungen Rauchmel- 
der installiert, die die Wachkräfte im Bedarfsfall unmittelbar akustisch 
alarmieren. 


12. Abgeordnete Gibt es die Absicht seitens der Bundesregierung, 

Dr. Cornelia die Stasi- Akten auf Mikrofilm zu speichern? 

von Teichman 
(F.D.P.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 20. Februar 1992 

Zur Zeit ist an eine Mikroverfilmung der Akten nicht gedacht. Der hiermit 
verbundene Sicherungszweck wäre sinnvoll nur zu erreichen, wenn eine 
solche Verfilmung kurz- oder wenigstens mittelfristig möglich wäre. Al- 
lein der Umfang des Archivbestandes (202 Kilometer Akten) und der erfor- 
derliche dauernde Zugriff auf die Unterlagen im Rahmen der Bürgerein- 
sicht und der Auskunftsersuchen lassen dies jedoch nicht zu. Hinzu 
kommt, daß zur Zeit ein erheblicher Anteü der Stasi- Akten noch nicht aus- 
reichend aufbereitet werden konnte. 


13. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung auf die 
Verärgerung zahlreicher Bürgerinnen und Bür- 
ger aus der ehemaligenen DDR zu reagieren, die 
derzeit zur Kenntnis nehmen müssen, daß ehe- 
malige Paßkontrolleure des Staatssicherheits- 
dienstes der DDR, was unabhängig von einer ent- 
sprechenden politischen Überprüfung durch das 
Bundesministerium des Innern mit einem für den 
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Betreffenden positiven Ausgang eine Zusam- 
menarbeit von der Qualität eines sogenannnten 
„Inoffiziellen Mitarbeiters" darstellte, in den hin- 
sichtlich des Arbeitsplatzes relativ sicheren öf- 
fentlichen Dienst übernommen worden sind oder 
noch werden (nach Auskunft der Bundesregie- 
rung ca. 25%), angesichts der Tatsache, daß der- 
zeit ca. 17% der Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer in den neuen Bundesländern arbeitslos 
sind und in anderen Arbeitsbereichen viele ehe- 
malige „Inoffizielle Mitarbeiter" auch bei gerin- 
ger Bedeutung wegen ihrer früheren Tätigkeit 
entlassen werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 19. Februar 1992 

Der Bundesgrenzschutz hat am 3. Oktober 1990 aufgrund des Einigungs- 
vertrages (Anlage 5, Kapitel XIX, Sachgebiet A, Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2) 
mit der Eingliederung der von der Regierung de Maiziere aufgestellten 
Grenzschutzorganisation der ehemaligen DDR u. a. rund 1 000 frühere 
Angehörige der Paßkontrolleinheiten des MfS übernommen. 

Nach dem Einigungsvertrag (Anlage I, Kapitel XIX, Sachgebiet A, Ab- 
schnitt III Nr. 1 Abs. 5 Nr. 2) kann einem Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst außerordentlich gekündigt werden, wenn er für das ehemalige MfS 
tätig war und deshalb ein Festhalten am Arbeitsverhältnis unzumutbar 
erscheint. Nach den Erläuterungen zum Einigungsvertrag ist diese Rege- 
lung so ausgestaltet, daß stets eine Einzelfallprüfung erfolgen muß. An- 
hand der konkreten Umstände ist abzuwägen, ob ein Festhalten am Ar- 
beitsverhältnis zumutbar erscheint oder nicht. Ein genereller Ausschluß 
dieses Personenkreises aus dem öffentlichen Dienst ist mithin mit dem Ei- 
nigungsvertrag nicht vereinbar. 

Die damit rechtlich vorgeschriebenen Einzelfallprüfungen haben erge- 
ben, daß bisher in 650 Fällen die Beschäftigungsverhältnisse beendet wor- 
den sind. In 150 Fällen besteht noch weiterer Aufklärungsbedarf; die Ent- 
scheidung ist insoweit ausgesetzt. Etwa 200 Angehörige des BGS Ost sol- 
len weiterbeschäftigt werden; sie waren entweder nur in Randbereichen 
des MfS oder nur relativ kurz bei den Paßkontrolleinheiten tätig, davon 
den überwiegenden Teil in der Ausbildung und anschließend ausnahms- 
los in untergeordneten Funktionen ohne eigenen Verantwortungsbereich. 


14. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung den durch die- 

Reinhard ses Verhalten offenkundigen Mangel an Sensibi- 

Weis lität? 

(Stendal) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 19. Februar 1992 

Die in Einzelfällen vorgesehene Weiterbeschäftigung von ehemaligen 
Paßkontrolleuren erfolgt - wie dargelegt - auf der Grundlage der Vor- 
schriften des Einigungsvertrages. Sie wurde in der Sitzung des Innenaus- 
schusses des Deutschen Bundestages am 22. Januar 1992 sowie in der Sit- 
zung des Unterausschusses zur Bewältigung der Stasi-Vergangenheit am 
23. Januar 1992 zustimmend zur Kenntnis genommen. 
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15. Abgeordneter 

Franz Heinrich 
Krey 

(CDU/CSU) 


Können Gerichte das Volljährigkeitsalter von 
Kindern über das 18. Lebensjahr hinausschieben, 
wenn die Kinder im Haushalt eines Elternteils 
leben und bis zur Volljährigkeitsgrenze die elter- 
liche Teilung von Bar- und Betreuungsunterhalt 
gilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 27. Februar 1992 

Bis zur Vollendung des 18. Lebenjahres schulden die Eltern ihrem Kind 
neben dem Barunterhalt auch Betreuung. § 1606 Abs. 3 Satz 2 BGB läßt im 
Regelfall Bar- und Betreuungsunterhalt gleichwertig sein. Mit Eintritt der 
Volljährigkeit entfällt diese gesetzliche Voraussetzung. 

Zahlreiche Gerichte gehen auch noch nach diesem Zeitpunkt davon aus, 
daß der Betreuungsunterhalt andauern kann. Sie rechnen in diesen Fällen 
weiterhin Einkünfte des Kindes und Kindergeld jedem Elternteil zur 
Hälfte zu. Andernfalls müßten sie diese Einkünfte z. B. dann ausschließlich 
nur einem Elternteil zurechnen, wenn dieser allein für den Barunterhalt 
aufkommt, während der andere Elternteil nicht erwerbstätig und lei- 
stungsfähig ist und deshalb keinen Barunterhalt erbringt. 

Die Gerichte verfahren so nur ausnahmsweise. Meist handelt es sich dabei 
um Fälle, in denen das weiter von einem Elternteil betreute Kind eine Aus- 
bildung erst ein bis höchstens zwei Jahre nach Erreichen der Volljährig- 
keit abschließt. Der Bundesgerichtshof hat 1981 unter der Voraussetzung, 
daß sich der Barbedarf des Kindes nicht wesentlich erhöhe, ebenfalls so 
entschieden (BGH FamRZ 81, 541/543), jedoch später dahinstehen lassen, 
ob er an dieser Entscheidung festhalten wird (BGH FamRZ 88, 1039, 1040). 

Die Volljährigkeit im Rechtssinne läßt § 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
mit der Vollendung des 18. Lebensjahres ein treten. Diese Regelung bindet 
die Gerichte. 


16. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


Welche rechtlichen Voraussetzungen sind zu 
schaffen, um ARD und ZDF in die Lage zu verset- 
zen, öffentlichen Schulen Mitschnitte von Fern- 
sehsendungen unentgeltlich zur Verfügung zu 
stellen, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung in dieser Richtung zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reinhard Göhner 
vom 24. Februar 1992 

Die Herstellung von Mitschnitten von Fernsehsendungen für Unter- 
richtszwecke berührt das Vervielfältigungsrecht der Urheber (§ 16 des 
Urheberrechtsgesetzes; UrhG), der ausübenden Künstler (§ 75 UrhG), der 
Sendeunternehmen (§ 87 Abs. 1 Nr. 2 UrhG) sowie der Filmhersteller (§ 94 
Abs. 1 UrhG) und der Hersteller von Laufbildern (§ 95 UrhG). 
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ARD und ZDF sind in der Lage, öffentlichen Schulen Mitschnitte von Fern- 
sehsendungen unentgelthch zur Verfügung zu stellen, wenn sie über die 
hierfür erforderlichen Rechte verfügen. Es ist eine Frage des Haushalts- 
und Rundfunkrechts der Länder, ob die öffentlich-rechtlichen Sendean- 
stalten bereit sind, aus bildungspolitischen Erwägungen auf eine Vergü- 
tung für die Verwertung ihrer Rechte für Unterrichtszwecke zu verzichten. 
Die Bundesregierung kann aus kompetenzrechtlichen Erwägungen hier- 
auf keinen Einfluß nehmen. 


Die Verwendung von Mitschnitten von Fernsehsendungen für Unter- 
richtszwecke geht über den Auftrag der Rundfunkanstalten, eine Grund- 
versorgung der Bevölkerung mit Fernseh- und Rundfunksendungen zu 
gewährleisten, hinaus. Sendeunternehmen benötigen zur Ausstrahlung 
nur die Senderrechte, nicht hingegen stets das Vervielfältigungsrecht. 
ARD und ZDF verfügen daher nicht in allen Fällen über das Vervielfälti- 
gungsrecht für Unterrichtszwecke an von ihnen ausgestrahlten Sendun- 
gen. Dies ist eine Frage der Ausgestaltung der jeweiligen Verträge der 
Sendeunternehmen mit den Inhabern der urheberrechtlichen Verwer- 
tungsrechte. Die Bundesregierung sieht sich aus diesen Gründen außer- 
stande, auf ARD und ZDF einzuwirken, die erforderlichen Rechte in allen 
Fällen zu erwerben, um Mitschnitte von Fernsehsendungen für Unter- 
richtszwecke unentgelthch den Schulen zur Verfügung zu stellen. 


Nach § 47 UrhG dürfen Schulen einzelne Vervielfältigungsstücke von 
Werken, die innerhalb einer Schulfunksendung gesendet werden, durch 
Übertragung der Werke auf Bild- oder Tonträger herstellen. Eine Erweite- 
rung dieser Bestimmung mit dem Ziel, den vergütungsfreien Mitschnitt 
jeglicher Art von Rundfunksendungen zu gestatten, würde verfassungs- 
rechthchen Bedenken begegnen. Die Rechte der Urheber- und Leistungs- 
schutzberechtigten werden durch Artikel 14 GG geschützt. Die Bundesre- 
gierung hat entsprechende Vorschläge im Rahmen der Urheberrechtsre- 
form 1985 aus diesen Gründen abgelehnt (Drucksache 10/837 S. 13). Der 
Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages und der Bundesrat sind dem 
gefolgt (siehe Bericht der Abgeordneten Saurin und Stiegler, Drucksache 
10/3360 S. 18, sowie die Stellungnahme des Bundesrates, Drucksache 
10/837 S. 27). Weder der Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages 
noch der Bundesrat haben entsprechende Änderungsvorschläge unter- 
breitet. 


In der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder hat sich auf- 
grund zahlreicher Anfragen die gemischte Kommission der Arbeitsge- 
meinschaft Schulfunk und Schulfernsehen, KMK/ ARD/ZDF/RI AS, mit der 
Frage der Erweiterung der Mitschnittsmöglichkeiten von Sendungen der 
Rundfunk- und Fernsehanstalten durch Schulen für Unterrichtszwecke 
beschäftigt. In einem Schreiben an die Sendeanstalten hat die gemischte 
Kommission darum gebeten, die schon bisher praktizierten Verfahren, 
den Schulen geeignete Sendungen aus dem allgemeinen Programm zum 
Mitschnitt für Zwecke des Unterrichts zur Verfügung zu stellen, fortzufüh- 
ren und nach Möglichkeit auszubauen. Diese Initiative ist in den Rund- 
funkanstalten grundsätzlich positiv beschieden worden. 


Fragen des Mitschnitts von Fernsehsendungen sind auch für zahlreiche 
öffentliche Weiterbildungsträger von Bedeutung. Dies ist Thema der kon- 
zertierten Aktion Weiterbildung beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft, bei der gegenwärtig die Möglichkeiten einer pauschalen 
Abgeltung zur Nutzung der Sendungen der öffentlich-rechtlichen Fern- 
sehanstalten geprüft werden. 
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17. Abgeordneter 

Carl 

Ewen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Rahmen einer 
EG-weiten Harmonisierung des Mehrwertsteuer- 
Satzes für die Hotellerie und Gastronomie in den 
Bereichen Beherbergung und Verzehr auszu- 
schöpfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 21. Februar 1992 

Auf der Grundlage der Beschlüsse des Rats der Wirtschafts- und Finanz- 
minister wird zur Zeit in Brüssel der Textvorschlag für eine EG-Richtlinie 
zur Annäherung der Mehrwertsteuer-Sätze beraten. Der Richtlinie soll 
eine Liste der Umsätze beigefügt werden, auf die die Mitgliedstaaten 
einen ermäßigten Satz von mindestens 5 v. H. anwenden können. Hierzu 
soll ab 1993 auch die Gewährung von Unterkunft in Hotels und ähnlichen 
Einrichtungen gehören. Es wird Sache jedes Mitgliedstaates sein, ob er 
von dieser Möglichkeit Gebrauch macht. 

Umsätze in Gaststätten können lediglich in den EG-Mitgliedstaaten, die 
am 1. Januar 1991 einen ermäßigten Steuersatz angewendet haben, für 
eine Übergangszeit ermäßigt besteuert werden. Im übrigen sollen die 
Gaststättenumsätze dem allgemeinen Steuersatz unterliegen. Die derzei- 
tigen Regelungen für das Gastgewerbe in der Bundesrepublik Deutsch- 
land halten sich damit in dem Rahmen, der für die Zeit ab 1993 vorgesehen 
ist. 


18. Abgeordneter 

Carl 

Ewen 

(SPD) 


Kann die deutsche Hotellerie und Gastronomie 
erwarten, daß die Möglichkeit der Reduzierung 
des Mehrwertsteuer- Satzes im Sinne einer 
Gleichstellung im Wettbewerb mit den europäi- 
schen Nachbarn gesetzlich geregelt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 2 1 . Februar 1992 

Gaststättenumsätze können in der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Richtlinien- Vorschlag nicht ermäßigt besteuert werden. Zulässig 
wäre allenfalls eine Begünstigung der Hotelumsätze. Die Bundesregie- 
rung sieht jedoch - wie sie in letzter Zeit mehrfach betont hat - derzeit kei- 
nen Grund, von der bisherigen umsatzsteuerlichen Behandlung der Hotel- 
umsätze abzugehen. Einerseits erscheint der grenzüberschreitende Wett- 
bewerb im Hotelgewerbe nicht so gravierend, daß eine Steuerermäßigung 
notwendig wäre. Andererseits erlauben es die derzeitige Finanzlage und 
der angestrebte Subventionsabbau nicht, für weitere Leistungen einen 
ermäßigten Steuersatz einzuführen. Allein der ermäßigte Steuersatz für 
Beherbergungsleistungen würde zu Mindereinnahmen von über 1 Mrd. 
DM führen. Statt neuer Vergünstigungen für einzelne Bereiche der Wirt- 
schaft wird die Bundesregierung die allgemeine Unternehmensteuerre- 
form fortführen. 
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19. Abgeordneter 
Carl 
Ewen 
(SPD) 


Ist eine Änderung der Regelung beabsichtigt, daß 
in der Bundesrepublik Deutschland für Metzge- 
reien und Bäckereien bei Abgabe von Verpfle- 
gung nur der halbe Mehrwertsteuer- Satz gilt, 
während die Gastronomie den vollen Mehrwert- 
steuer-Satz zu entrichten hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 21. Februar 1992 

Die Abgabe von Verpflegung zum Verzehr an Ort und Stelle durch Metz- 
gereien und Bäckereien ist entgegen Ihrer Annahme umsatzsteuerlich 
ebenfalls mit dem Normalsatz zu versteuern, wenn entsprechende Vor- 
richtimgen für den Verzehr in den Geschäftsräumen bereitgehalten wer- 
den. Auf die übrigen Lieferungen von Lebensmitteln in Metzgereien und 
Bäckereien wird der ermäßigte Steuersatz angewendet. Die Bundesregie- 
rung erwägt eine Änderung dieser Rechtslage nicht. 


20. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
Gautier 

(SPD) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, 
daß der französische Finanzminister vorgeschla- 
gen hat, zur Finanzierung der wachsenden Bei- 
träge für die Europäische Gmeinschaft sollte eine 
neue „Europa- Steuer" eingeführt werden, und 
wenn ja, wird die Bundesregierung diesen 
Vorschlag unterstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. Februar 1992 

Der französische Wirtschafts- und Finanzminister Pierre Beregovoy hat 
nach Presseberichten im Zusammenhang mit der Kommissionsverlage 
über ein Paket anstehender Finanzverhandlungen die Erwägung der 
„Einführung einer Europa-Steuer" in die öffentliche Diskussion einge- 
bracht. Er denkt dabei an längerfristige, evtl, mittelfristige Zeiträume, 
Voraussetzung für die Einführung einer „Europa-Steuer” ist nach Arti- 
kel 201 des geltenden EWG-Vertrags bzw. des Unterzeichneten Vertrags 
über die Politische Union ein Vorschlag der EG -Kommission. Im Rahmen 
der jetzt beginnenden Finanzverhandlungen hat die EG -Kommission 
weder einen derartigen Vorschlag zum Eigenmittelbeschluß vorgelegt 
noch angekündigt, 

21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Berhner 

Dr. Walter Stadtbezirk Lichtenberg in Karlshorst zahlreiche 

Hitschier ehemals sowjetisch genutzte Liegenschaften 

(F.D.P.) leerstehen, deren Schutz und Sicherheit zur Zeit 

nur unzureichend gewährleistet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Februar 1992 

Die Bundesregierung hat Kenntnis von Liegenschaften in Berlin-Karls - 
hörst, welche den ehemaligen sowjetischen Streitkräften nach Maßgabe 
des Aufenthalts- und Abzugsvertrages vom 12, Oktober 1990 zur Nutzung 
zugewiesen sind, und die von der Westgruppe der Truppen (WGT) nicht 
mehr oder nur noch teilweise genutzt werden. Bis zur förmlichen Rück- 
gabe an die Behörden der Bundesvermögensverwaltung stehen diese Lie- 
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genschaften, auch was deren Sicherheit und Schutz angeht, nach Maß- 
gabe der zwischenstaatlichen Vereinbarungen im Verantwortungsbe- 
reich der WGT. 


22. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Beabsichtigt die Bundesregierung auf die russi- 
sche Seite einzuwirken, damit diese entspre- 
chend dem am 12. Oktober 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken Unterzeichne- 
ten Vertrag ihrer Verpflichtung nachkommt, 
gemeinsam mit den deutschen Behörden Schutz 
und Sicherheit der Liegenschaften zu gewährlei- 
sten, für Instandhaltung und Instandsetzung der 
Gebäulichkeiten und eine umgehende Freigabe 
für eine zivile Nutzung zu sorgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Februar 1992 

Die Bundesregierung hat die Westgruppe der Truppen darum gebeten, 
die nicht mehr im Zusammenhang mit dem Truppenabzug benötigten 
leerstehenden Wohnungen in Berlin- Karlshorst zügig an die deutsche 
Seite zu übergeben. Die WGT hat daraufhin die Übergabe zahlreicher 
Wohnungen in den Monaten Februar und März 1992 an gekündigt. Diese 
Liegenschaften gehen anschließend in den Verantwortungsbereich des 
Bundes über, sofern sie nicht im Eigentum Dritter stehen und an diese zu- 
rückzugeben sind. 

Soweit es sich um Liegenschaften in Rechtsträgerschaft des ehemaligen 
Ministeriums für Staatssicherheit handelt, sind diese unmittelbar an die 
Treuhandanstalt zu übergeben. 


23. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Küster 

(SPD) 


Warum hat der Bundesminister der Finanzen dem 
Verkauf des Treuhandunternehmens Maschi- 
nenbau- und Technikhandel AG, Berlin, an die 
Companie Financiere de Paribas nicht zuge- 
stimmt, obwohl ein notariell beglaubigter Privati- 
sierungsvertrag vom 6. Juni 1991 vorlag und die 
Treuhandanstalt den Verkauf dieses Unterneh- 
mens in ihrer THA-Information Nr. 5/91 als voll- 
zogen veröffentlicht hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. Februar 1992 


Der Bundesminister der Finanzen hat nach eingehender Pürfung seine er- 
forderliche haushaltsrechtliche Einwilligung zum Verkauf der Maschi- 
nenbau- und Technikhandel AG, Berhn, nicht erteilt, weil er eine nochma- 
lige Überprüfung der Vertragsbedingungen als notwendig erachtet. 


24. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Küster 

(SPD) 


Liegen dem Bundesminister der Finanzen vor 
diesem Hintergrund Informationen vor, wann mit 
dem Verkauf dieses Unternehmens zu rechnen 
ist, das nach Einschätzung der Treuhandanstalt 
überdurchschnittlich leistungsfähig und ertrags- 
stark ist, aber durch die Verzögerungspolitik des 
Bundesministeriums der Finanzen Marktanteile 
und damit Wettbewerbsfähigkeit einbüßt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. Februar 1992 

Von einer Verzögerungspolitik des Bundesministeriums der Finanzen 
kann nicht gesprochen werden. 

Die Treuhandanstalt unterstützt Vorstand und Aufsichtsrat der Maschi- 
nenbau- und Technikhandel AG aktiv bei ihren Bemühungen, das Unter- 
nehmen auf die marktwirtschaftlichen Bedingungen im Handel erfolg- 
reich umzustellen. Sie wird das Unternehmen so zügig wie möglich zu 
angemessenen Bedingungen privatisieren. 


25. Abgeordneter Wie viele Grunderwerbsteuerfälle waren jeweils 

Otto in den Jahren 1980 bis 1991 zu verzeichnen? 

Reschke 

(SPD) 


26. Abgeordneter Wie hoch war das Grunderwerbsteueraufkom- 

Otto men jährlich jeweils in den Jahren 1980 bis 1991? 

Reschke 

(SPD) 


27. Abgeordneter 

Otto 

Reschke 

(SPD) 


Wie hoch war das Grundsteueraufkommen der 
Grundsteuer A jährlich jeweils in den Jahren 
1980 bis 1991 und der Grundsteuer B jährlich je- 
weils in den Jahren 1980 bis 1991? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 21. Februar 1992 

Statistische Unterlagen über die Zahl der Grunderwerbsteuerfälle liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 

Die gewünschten Angaben über das Aufkommen aus Grunderwerb- und 
Grundsteuern sind in der folgenden Tabelle zusammengestellt. 

Die Angaben beziehen sich auf den Gebietsstand der Bundesrepublik 
Deutschland bis zum 3. Oktober 1990. Angaben für das Jahr 1991 liegen 
noch nicht vor. 

Kassenmäßige Einnahmen aus Grunderwerb- und Grundsteuern (Mio. DM) 


Jahr 

Grunderwerbsteuer 

Grundsteuern 


Länder 

Gemeinden 

zusammen 

A 

B 

zusammen 

1980 

1 019 

1 329 

2 348 

423 

5 381 

5 804 

1981 

1 084 

1 373 

2 457 

416 

5 561 

5 977 

1982 

1 031 

1 379 

2 409 

419 

5 888 

6 307 

1983 

1 940 

1 215 

3 155 

431 

6 336 

6 767 

1984 

2 234 

968 

3 202 

435 

6 668 

7 103 

1985 

2 152 

903 

3 055 

440 

6 926 

7 366 

1986 

2 238 

913 

3 151 

443 

7 194 

7 636 

1987 

2 727 

333 

3 060 

448 

7 460 

7 907 

1988 

2 982 

274 

3 256 

452 

7 786 

8 238 

1989 

3 606 

281 

3 887 

453 

8 037 

8 490 

1990 

3 909 

289 

4 198 

441 

8 283 

8 724 
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28. Abgeordnete 

Brigitte 

Baumeister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt es die Bundesregierung, daß die 
Bundesrepublik Deutschland als einziger Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft zur 
Zeit Auflagen im bilateralen Warenverkehr mit 
der Volksrepublik China aufrechterhält? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 2 1 . Februar 1992 

Der Außenhandel, die wirtschaftliche Zusammenarbeit und die entwick- 
lungspolitische Zusammenarbeit mit der Volksrepublik China haben sich 
an dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 30. Oktober 1990 aus- 
zurichten. Darin ist festgehalten, daß die gegenwärtige Situation in der 
Volksrepublik China von den Bemühungen der chinesischen Regierung 
um eine erneute Politik der Öffnung im wirtschaftlichen Bereich und in 
den außenpolitischen Beziehungen gekennzeichnet ist. Diese Entwick- 
lung schafft Voraussetzungen, um durch eine begrenzte und gezielte Aus- 
weitung der gegenwärtigen deutsch-chinesischen Zusammenarbeit auch 
auf eine Verbesserung der Menschenrechtssituation in der Volksrepublik 
China und zur Unterstützung poHtischer Reformbestrebungen hinzuwir- 
ken. 

Gleichzeitig ist es dringend erforderlich, konkrete Maßnahmen zur Ein- 
dämmung der sich verschärfenden Umweltsituation in der Volksrepublik 
China mit ihren globalen Auswirkungen zu unterstützen. 

Was den bilateralen Warenverkehr mit der Volksrepublik China angeht, 
so hat es bei den Ausfuhren der Volksrepublik China nach Deutschland 
keine Beschränkungen gegeben. Bei der Ausfuhr gibt es - von den strate- 
gischen Exportkontrollen und dem Waffenexport- Verbot abgesehen - 
durch keinen europäischen Mitgliedstaat, auch nicht die Bundesrepublik 
Deutschland, Beschränkungen. 

Die chinesische Seite hat die Exportmöglichkeiten nach Deutschland in- 
tensiv genutzt. Im Jahre 1990 sind die chinesischen Ausfuhren nach 
Deutschland um 32,2 % auf 7,7 Mrd. DM gestiegen. Von Januar bis No- 
vember 1991 ist es China erstmals gelungen, mehr als 10 Mrd. DM nach 
Deutschland zu liefern, um damit nach Japan zweitwichtigster Lieferant 
der deutschen Wirtschaft zu werden. 

Was die deutschen Exporte angeht, so dürfen derzeit entsprechend der 
Nummer 2 des Beschlusses des Deutschen Bundestages Bürgschaften für 
das Kreditgeschäft nur von Fall zu Fall bei Projekten gegeben werden, die 
den Menschen in China nützen; für das kurzfristige Geschäft bestehen 
dagegen keine Beschränkungen. Die Bundesrepublik Deutschland ist der 
einzige Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, der eine solche 
Beschränkung hat. 


29. Abgeordnete Welche Folgen dieser Auflagen für die deutsche 

Brigitte Wirtschaft sind der Bundesregierung bekannt? 

Baumeister 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 21. Februar 1992 

Wegen der Bedeutung der Finanzierungsfragen ist nicht auszuschheßen, 
daß durch die genannte Beschränkung im Ausfuhrbürgschaftsbereich 
deutsche Unternehmen Nachteile im Wettbewerb um langfristig zu fi- 
nanzierende Projekte in China hinnehmen müssen. Da Finanzierungsfra- 
gen jedoch nur ein Element im Wettbewerb sind, sind keine verbindhchen 
Aussagen möglich, welche Folgen diese Beschränkung für die deutsche 
Wirtschaft hat. 

Immerhin muß festgestellt werden, daß die deutschen Exporte nach China 
in 1990 um 15,9 % auf 3,9 Mrd. DM zurückgegangen sind und auch die 
deutschen Exporte im Jahresverlauf Januar bis November 1991 mit einem 
Minus von 4,5 % nur 3,6 Mrd. DM erreichten. 


30. Abgeordnete 

Brigitte 
Baumeister 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 2 1 . Februar 1992 

Die Haltung der Bundesregierung gegenüber der Volksrepublik China 
richtet sich an den Beschlüssen des Deutschen Bundestages aus. 


Bestehen seitens der Bundesregierung Pläne, die 
genannten Auflagen in absehbarer Zeit zu modi- 
fizieren oder aufzuheben? 


31. Abgeordneter 

Dr. Dionys 
Jobst 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um den Verlust an Arbeitsplätzen, der 
im ostbayerischen Raum dadurch entstanden ist, 
daß Betriebe ihre Produktion ins Ausland verla- 
gert haben, auszugleichen, und wie kann einem 
weiteren Abbau von Arbeitsplätzen durch die 
Verlegung von Produktionsstätten begegnet wer- 
den? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 26. Februar 1992 

Grundsätzlich stellen Standortverlegungen in einer Marktwirtschaft 
nichts Außergewöhnliches dar; sie sind in einer arbeitsteiligen Wirtschaft 
die Regel. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Erhaltung und Verbesse- 
rung der Qualität des Standortes Deutschland eine entscheidende Heraus- 
forderung. Für eine Qualitätsverbesserung des Standorts Deutschland 
bieten sich Möglichkeiten an, die vor allem darauf abzielen, die Dynamik 
der Wirtschaft zu erhalten und eine zusätzliche Belastung der Wirtschaft 
durch Lohnkosten, Steuern, Abgaben und investitionshemmende staat- 
liche Regulierungen zu vermeiden. 

Diese Aufgabe muß vom Staat, den Unternehmen, Tarifparteien und an- 
deren gesellschaftlichen Gruppen gleichermaßen bewältigt werden. Die 
Bundesregierung wird daher ihren mit der Steuerreform eingeleiteten 
steuerpolitischen Reformkurs mit dem Ziel einer nachhaltigen Entlastung 
der Unternehmen fortführen. 
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Die Schaffung wettbewerbsfähiger und zukunftsgerechter Arbeitsplätze 
in strukturschwachen Gebieten wird vom Bund und den Ländern im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" mit Zuschüssen für gewerbliche Investitionen und Inve- 
stitionen in die öffentliche Infrastruktur gefördert. Auch dies ist ein wichti- 
ger Beitrag zur Verbesserung der Standortqualität. 

Dem Freistaat Bayern standen 1991 rd. 145 Mio. DM (Bund und Land) aus 
der Gemeinschaftsaufgabe zur Verfügung. Mit diesen Mitteln wurden 
hauptsächlich Maßnahmen in den östlichen Regionen Bayerns gefördert, 
da der überwiegende Teil des bayerischen Fördergebiets der Gemein- 
schaftsaufgabe im ostbayerischen Raum liegt. 


32. Abgeordneter 

Dr. Fritz 

Schumann 

(Kroppenstedt) 

(PDS/Linke Liste) 


Welche Ergebnisse (Erzeugnisse, Umfang, Zeit- 
raum) zum Absatz traditioneller Produkte der 
ehemaligen DDR- Wirtschaft in die Staaten der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten konnten 
bei der Vertiefung der wirtschaftlichen Beziehun- 
gen erzielt werden (über den Schiffbau hinaus), 
und welche Schwerpunkte werden für die weite- 
ren Verhandlungen verfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 26. Februar 1992 

Die einschneidenden Veränderungen in Europa und Deutschland im 
Jahre 1990 haben sich nachhaltig auf die engen wirtschaftlichen Verflech- 
tungen der ehemaligen DDR mit der früheren Sowjetunion aus gewirkt. 

Die Fortführung der Transferrubelverrechnung bis Ende 1990 und die 
Gewährung von Exportstützungen für insgesamt 2 Mrd. DM im 2. Halb- 
jahr 1990 haben jedoch den Export aus den neuen Bundesländern in 1990 
mehr als stabilisiert. Alle traditionellen Lieferlinien wurden aufrechterhal- 
ten. 

1991 wurden Exportverträge mit sowjetischen Partnern in Höhe von mehr 
als 10 Mrd. DM geschlossen. Dieses Ergebnis übersteigt die Einschätzun- 
gen vom Jahresanfang. 

Damit sind für eine beträchtliche Anzahl von Positionen die traditionellen 
Lieferungen - verghchen mit den im Jahresprotokoll DDR/Sowjetunion 
für 1990 vereinbarten Kontingenten - in etwa gleicher Höhe, teüweise 
sogar darüber hinaus, weitergeführt worden. 

1991 erstmalig wurden Verträge insbesondere für Vorprodukte der Leicht- 
industrie zur Aufrechterhaltung der Produktion sowjetischer Unterneh- 
men geschlossen. 

Die Integration der Unternehmen der neuen Bundesländer in die Welt- 
wirtschaft ist notwendige Voraussetzung für die Erlangung von Wettbe- 
werbsfähigkeit im internationalen Maßstab. Dabei handelt es sich um 
einen schwierigen Prozeß, der nicht von heute auf morgen bewältigt wer- 
den kann. Das Exportgeschäft mit den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion ist daher auch heute noch für den Bestand der Unternehmen 
von besonderer Bedeutung. 

Die Bundesregierung hat zur Überwindung der Umstellungsprobleme 
u. a. durch die Gewährung von Hermes-Bürgschaften und die - befristete - 
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Gewährung von Sonderkonditionen für Ausfuhren in die ehemalige Sow- 
jetunion beigetragen. Sie hat am 22. Januar 1992 weitere Ausfuhrgewähr- 
leistungen für die Staaten der GUS ermöglicht, wobei für mittel- und lang- 
fristige Finanzierungen zunächst ein Rahmen von 5 Mrd. DM gilt. 


33. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
Schumann 
(Kroppenstedt) 

(PDS/Linke Liste) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 26. Februar 1992 

Von den 70 Mrd. DM beträgt das Volumen der Anträge von Unternehmen 
aus den neuen Bundesländern auf Hermes-Deckungen für Exporte in 
Staaten der GUS 54,5 Mrd. DM. 


Welcher Anteil an den 70 Mrd. DM Anträgen auf 
Hermes-Garantien entfällt auf Unternehmen aus 
den neuen Bundesländern? 


34. Abgeordneter 

Dr. Fritz 

Schumann 

(Kroppenstedt) 

(PDS/Linke Liste) 


In welchem Umfang oder mit welchem Anteil 
sollten ostdeutsche Unternehmen an der Vergabe 
der Hermes-Garantien beteiligt sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 26. Februar 1992 

Bei der Eröffnung des 5 Mrd. DM-Deckungsrahmens zugunsten der GUS 
hat sich die Bundesregierung maßgeblich von dem Ziel leiten lassen, der 
Exportwirtschaft Ostdeutschland die Möglichkeit für eine Fortsetzung der 
wichtigen wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den GUS-Republiken zu 
ermöglichen. 

Dabei steht der Rahmen der deutschen Exportwirtschaft insgesamt zur 
Verfügung; regionale Quoten bei der Inanspruchnahme gibt es nicht. 

In der Praxis des zuständigen Ausfuhrgarantieausschusses werden aller- 
dings die für ostdeutsche Deckungsanträge vorgesehenen erleichterten 
Prüfungskriterien voraussichtlich zu einer verstärkten Nutzung der Dek- 
kungsmöglichkeiten durch ostdeutsche Unternehmen führen. 


35. Abgeordneter 

Dr. Fritz 

Schumann 

(Kroppenstedt) 

(PDS/Linke Liste) 


Wäre es möglich, angesichts der besonderen wirt- 
schaftlichen Lage der Unternehmen in den neuen 
Bundesländern, eine Unterschreitung des Selbst- 
behalts von 15 % vorzusehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 26. Februar 1992 

Der Selbstbehalt bewegt sich je nach Fallgestaltung zwischen 15 % und 
5 %. Die Bundesregierung erwägt nicht, in der Frage des Selbstbehaltes 
eine Ungleichbehandlung innerhalb der deutschen Exportwirtschaft nach 
regionalem Standort einzuführen. 
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36. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie schätzt die Bundesregierung die wirtschaftli- 
che und soziale Situation im Gebiet des oberen 
Erzgebirges ein, und welche speziellen Förder- 
programme sind für diese Region angedacht? 


37. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Welche Industriezweige und wie viele Arbeits- 
plätze werden nach Schätzung der Bundesregie- 
rung im Erzgebirge auf Grund der de facto „Zo- 
nenrandlage" und der niedrigen Löhne im be- 
nachbarten Böhmen „verloren gehen"? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 25. Februar 1992 


Die wirtschaftliche und soziale Situation im oberen Erzgebirge, also insbe- 
sondere im Arbeitsamtsbezirk Annaberg mit den Kreisen Annaberg, 
Schwarzenberg, Marienberg, Zschopau und Aue, ist sowohl im Vergleich 
zu den übrigen Regionen des Freistaates Sachsen als auch unter den 
neuen Bundesländern insgesamt besonders ungünstig. Die wirtschaftli- 
che Situation der Region ist geprägt vom Niedergang des Erzbergbaues, 
insbesondere des Uranbergbaues, und der dem Bergbau zugeordneten 
Betriebe. Die Wirtschaftsstruktur ist im übrigen sehr stark auf den Maschi- 
nenbau und die Textilindustrie ausgerichtet. In den letzten vier Jahrzehn- 
ten wurden außerdem Zweige der elektrotechnischen Industrie und des 
Gerätebaues sowie des Elektromotorenbaues neu angesiedelt. 

Der Übergang zu marktwirtschaftlichen Strukturen bringt für die Industrie 
im oberen Erzgebirge eine sehr schwierige Anpassungsphase mit starken 
Produktionsrückgängen und hohen Arbeitskräftefreisetzungen mit sich. 
Wie viele Arbeitsplätze im Erzgebirge verloren gehen, läßt sich nicht Vor- 
hersagen. Mit einer Arbeitslosenquote von 22,4 % im Januar 1992 hat der 
Arbeitsamtsbezirk Annaberg die höchste Arbeitslosigkeit aller Arbeits- 
amtsbezirke der neuen Bundesländer; die Quote liegt deutlich über dem 
Durchschnitt von 17,0 %. 

Bundes- und Landesregierung sind sich der besonders schwierigen Lage 
im oberen Erzgebirge wohl bewußt. Um Investitionen speziell in diese 
Region zu ziehen und neue Arbeitsplätze zu schaffen, räumt der für die 
Durchführung der Regionalförderung im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" zuständige Frei- 
staat Sachsen dem Gebiet des Erzgebirgskamms erste Priorität ein: Inve- 
stitionen werden hier trotz der begrenzten GA-Mittel vorab und mit dem 
jeweils höchstmöglichen Fördersatz gefördert. 

Erste Erfolge der Regionalförderung zeigen sich in mehreren neu erschlos- 
senen Gewerbegebieten sowie in der Neuansiedlung mittelständischer 
Unternehmen. Insgesamt sind im Arbeitsamtsbezirk Annaberg gefördert 
worden: 

- 12 Erschließungen von Gewerbegebieten (Investitionsvolumen ca. 
77 Mio. DM) mit Investitionszuschüssen von rd. 46 Mio. DM 

- 75 Investitionsvorhaben der gewerbhchen Wirtschaft (Investitionsvolu- 
men 83,9 Mio. DM) mit Zuschüssen von 18,2 Mio. DM. Dadurch konn- 
ten rd. 2 450 Arbeitsplätze erhalten oder neu geschaffen werden. 
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38. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie sieht die Bundesregierung die Chancen für 
die Motorradwerke Zschopau und die erzgeb irgi- 
sche Textilindustrie? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 25. Februar 1992 

Die Treuhandanstalt hat im Dezember 1991 nach eingehender Prüfung 
der wirtschaftlichen Lage und Aussichten der Motorradwerke Zschopau 
beschlossen, dieses Unternehmen stillzulegen. 

In der Zwischenzeit sind die Beteiligten übereingekommen, daß der Liqui- 
dator die Motorradproduktion im Rahmen der stillen Liquidation bis zum 
30. Juni 1992 weiterführt. Die Chancen für das Unternehmen hängen vor 
allem davon ab, ob bis dahin die in Zschopau hergestellten Motorräder 
eine als Existenzgrundlage ausreichende Marktfähigkeit erreichen kön- 
nen und die Ertragslage des Unternehmens sich entscheidend verbessern 
läßt. 

Die Textil- und Bekleidungsindustrie in den neuen Bundesländern hat 
angesichts eines harten internationalen Wettbewerbs besondere Anpas- 
sungsschwierigkeiten zu bewältigen. Dies gilt auch für die Textilbetriebe 
im Gebiet des Erzgebirges. Die Treuhandanstalt unternimmt deshalb alle 
Anstrengungen, um Kernbereiche saijierungsfähiger Betriebe finanziell 
zu begleiten und zu privatisieren. 

Die Chancen für die Textihndustrie hängen wesentlich davon ab, inwie- 
weit - angesichts des Wegfalls eines großen Teils der traditionellen Ost- 
märkte - eine Umorientierung auf andere Märkte gelingt. Vor allem für 
die Strumpfindustrie, die im Erzgebirge einen Schwerpunkt bildet, sind 
die Aussichten relativ günstig. Für Bekleidungshersteller im Erzgebirge 
könnte in diesem Zusammenhang auch die Vergabe von Lohnaufträgen 
an tschechische Unternehmen in Betracht kommen, um so im Rahmen 
einer Mischkalkulation Arbeitsplätze zu sichern. 


39. Abgeordneter 

Jochen 

Welt 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung bei den GATT- 
Verhandlungen sicher stellen, daß die mittelstän- 
dischen Betriebe in Westdeutschland ihre regio- 
nalpolitische Bedeutung behalten und nicht in 
ihrer Existenz gefährdet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 21. Februar 1992 

Angesichts ihrer intensiven nationalen Verflechtung ist für die deutsche 
Wirtschaft ein erfolgreicher Abschluß der Uruguay-Runde im Rahmen des 
GATT von essentieller Bedeutung. Einmal erhalten unsere Unternehmen 
mit dem Abschluß der Runde durch einen weltweiten Abbau der Zölle von 
ca. 30 % einen besseren Zugang zu den Weltmärkten, auf der anderen 
Seite werden die Einkäufe für deutsche Unternehmen auf den Weltmärk- 
ten entsprechend günstiger. Auch die angestrebte Verbesserung der 
GATT-Regeln ist für unsere Unternehmen von Vorteil. So wird es einen 
erweiterten Schutz der heimischen Wirtschaft gegen Dumping geben und 
unsere Exporteure werden gegen den protektionistischen Mißbrauch von 
Antidumping- Regeln effektiver abgesichert. Profitieren dürften unsere 
Unternehmen auch von wirksameren Schranken gegen den Subventions- 
mißbrauch und gegen einseitige Handelsbeschränkungen. 
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Auch die sog. neuen Themen des GATT bringen beachtliche Vorteile für 
unsere Wirtschaft: einen erweiterten Zugang zu den Dienstleistungs- 
märkten der Welt und einen wirksamen Schutz von Patenten und sonsti- 
gen geistigen Eigentumsrechten. Die Vorteile eines erfolgreichen Ab- 
schlusses der Runde für unsere Wirtschaft insgesamt und auch für regio- 
nale mittelständische Betriebe liegt damit auf der Hand. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


40. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Auf welche Weise unterstützt die Bundesregie- 
rung das Bemühen der USA, die Treibnetzfische- 
rei weltweit zu verbieten? 


41. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Inwieweit versucht die Bundesregierung insbe- 
sondere auf Frankreich einzuwirken, die Treib- 
netzfischerei zu verbieten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Georg Gallus 
vom 21. Februar 1992 

Die Bundesregierung hat sich mit großem Engagement dafür eingesetzt, 
daß die großflächige Treibnetzfischerei weltweit verboten wird. Sie hat 
deshalb die entsprechenden VN-Resolutionen mit Nachdruck unterstützt 
und sich im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft für ihre unmittelbare 
Anwendung im EG-Bereich eingesetzt. Ein entsprechender Beschluß 
wurde in der Tagung des Fischereirates am 28. Oktober 1991 gefaßt. 

Er bestimmt, daß es ab 1. Juni 1992 grundsätzlich allen EG-Schiffen inner- 
halb und außerhalb der nationalen Fischereizonen sowie allen fremden 
Schiffen innerhalb des EG -Meeres untersagt ist, Fischfang mit einem oder 
mehreren Treibnetzen von mehr als 2,5 km Einzel- oder Gesamtlänge zu 
betreiben. Ein Netz von mehr als 1 km muß zudem ständig am Schiff be- 
festigt bleiben (ist also gar kein Treibnetz mehr im eigentlichen Sinne). 
Der Beschluß geht in seinem Geltungsbereich (hohe See und nationale 
Gewässer) und in seinem Befestigungsgebot für Treibnetze von mehr als 
1 km Länge weit über die VN- Resolution 44/225 vom Dezember 1989 hin- 
aus. 

Ferner hat die Bundesregierung im Rahmen der EG einen im vergangenen 
Jahr von den USA eingebrachten und inzwischen verabschiedeten weite- 
ren VN-Resolutionsentwurf unterstützt, der das weltweite Verbot der 
großflächigen Treibnetzfischerei zwar um ein halbes Jahr auf den 31. De- 
zember 1992 verschiebt, dafür aber keine Ausnahmen mehr zuläßt. Die 
Verschiebung um ein halbes Jahr war Voraussetzung dafür, daß dem Ver- 
bot auch die hauptbetroffenen Länder Japan, Südkorea und Taiwan zuge- 
stimmt haben, so daß jetzt berechtigte Aussicht auf eine wirkhche Beendi- 
gung dieser schädlichen Fangmethode besteht. 
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Was die von Frankreich betriebene großflächige Treibnetzfischerei an- 
geht, so fällt sie natürlich ebenfalls unter die VN-Resolutionen und vor 
allem unter den bereits erwähnten Beschluß des EG-Fischereirates vom 
28. Oktober 1991, der ein grundsätzliches Verbot zum 1, Juni dieses Jahres 
vorsieht. Frankreich ist allerdings für eine begrenzte Übergangszeit bis 
zum 31. Dezember 1993 zugestanden worden, denjenigen Fischern, die 
bereits vor dem 1. Juni 1990 großflächige Treibnetze im Nordost- Atlantik 
eingesetzt haben (das sind rund 40), die Benutzung von einem oder meh- 
reren Netzen zu gestatten, deren Einzel- oder Gesamtlänge nicht über 
5 km liegen darf. Das bedeutet eine erhebliche Begrenzung der bisher ver- 
wendeten Netze von etwa 10 km Länge. Zudem müssen schon während 
der Übergangszeit Netze von mehr als 1 km Länge ständig am Boot be- 
festigt bleiben. Die Aktivitäten dieser Fischerei werden damit schon ab 
1. Juni 1992 so stark eingeschränkt, daß von einer großflächigen Treib- 
netzfischerei nicht mehr gesprochen werden kann. Nach Ablauf der Über- 
gangszeit gilt auch hier die Begrenzung der Einzel- oder Gesamtlänge der 
Netze auf 2,5 km. 


42. Abgeordneter 

Johann 

Paintner 

(F.D.P.) 


Wie hoch subventionieren die wichtigsten Indu- 
strienationen der Welt (insbesondere USA und 
Japan) ihre Landwirtschaft im Verhältnis zur 
Bundesrepublik Deutschland und im Verhältnis 
zur Europäischen Gemeinschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Georg Gallus 
vom 2 1 . Februar 1992 

Die öffentliche Diskussion über die Höhe von Subventionen wird durch 
verschiedene Abgrenzungen erschwert. Während z. B. in den volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen unter Subventionen nur die laufenden, 
direkt an Unternehmen ausgezahlten Hilfen verstanden werden, bezieht 
der Subventionsbericht des Bundes auch Investitionshilfen und Hilfen zur 
Verbesserung der Agrar- und Marktstruktur sowie Steuervergünstigun- 
gen mit ein. Eine umfassendere Definition verwendet die OECD in Form 
der „Producer Subsidy Equivalent" (PSE). Die PSE umfassen neben den 
staatlichen Ausgaben für Beihilfen auch den Verbraucheranteil, der auf 
Grund der Preisstützung der Landwirtschaft zugute kommt. 

Für internationale Vergleiche stehen nur die Angaben der OECD nach 
dem Konzept der PSE oder die volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
zur Verfügung. 

Nach dem PSE-Konzept hat die OECD folgende Anteile für die Stützung 
des Produktionswerts der Landwirtschaft - fälschlich als Einkommensstüt- 
zung bezeichnet - berechnet (1991, geschätzt) : 


EG (12) 50% 

USA 30% 

Kanada . 45 % 

Japan 69 % 

Australien * 15 % 


Für Deutschland liegen nach dem PSE-Konzept keine Angaben vor. 

Nach dem Konzept der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen erga- 
ben sich für die Landwirtschaft nach Angaben der OECD folgende Anteile 
der Subventionen an der Nettowertschöpfung zu Faktorkosten (1989): 
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EG (12) 11,6% 

darunter: 

Deutschland 24,7% 

Frankreich 7,0 % 

Italien 16,5% 

Vereinigtes Königreich 13,5 % 

USA 14,5% 

Kanada (1987) ' 24,1% 

Japan 5,2 % 

Australien .0,6% 


43. Abgeordneter 

Johann 

Paintner 

(F.D.P.) 


Wieviel Geld würde den einzelnen Bundesbür- 
gern die Pflege des ländlichen Raumes kosten, 
wenn diese nicht mehr von den Landwirten über- 
nommen würde, und in welchem Verhältnis ste- 
hen hierzu die derzeitigen Subventionskosten für 
die Landwirtschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Georg Gallus 
vom 18. Februar 1992 

Der ländliche Raum hat eine Vielfalt von Funktionen zu erfüllen. Ange- 
sichts der notwendigen Sturkturanpassungen in der Landwirtschaft gilt 
es, die Funktionen als Wohn- und Wirtschaftsstandort, als Grundlage der 
landwirtschaftlichen Produktion, als Freizeit- und Erholungsraum sowie 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere auch in strukturschwächeren Teilen 
zu sichern und zu verbessern. Die Landwirtschaft trägt in ihrer Eigenschaft 
als der größte Flächennutzer unter anderem zur Sicherung und Pflege der 
Kultur- und Erholungslandschaft bei. 

Die heutige Kulturlandschaft ist das Ergebnis unterschiedlicher, vielfach 
historisch bedingter Entwicklungen. Sie hat sich im Zeitablauf unter dem 
Einfluß sich wandelnder Rahmenbedingungen fortwährend verändert 
und wird auch in Zukunft den Wandel von Flächennutzungen zeitigen. 

Dabei könnten an bestimmten Standorten unerwünschte Entwicklungen 
eintreten; beispielsweise könnten an Grenzstandorten bislang extensiv 
bewirtschaftete Flächen aus der Bewirtschaftung ausscheiden, was mit 
der Veränderung des Bilds der Kulturlandschaft einhergehen oder den 
Verlust wertvoller Biotope bedeuten kann. Ob und inwieweit solche Flä- 
chen im Interesse der Biotop- oder Landschaftserhaltung einer Pflege be- 
dürfen, ist von ihrer Lage und der gesamträumhchen Situation abhängig. 
Dabei ist aus marktpolitischen und ökologischen Gründen durchaus vor- 
stellbar, bestimmte Flächen der natürlichen Sukzession zu überlassen, so 
daß keine Pflegekosten anfielen und die mit dieser Fläche in Verbindung 
stehenden Agrarsubventionen eingespart werden könnten. Die Frage, ob 
ein Landwirt oder ein Nichtlandwirt erforderlichenfalls die Pflege über- 
nimmt, ist jeweils vor Ort zu entscheiden, wobei grundsätzlich Kostenge- 
sichtspunkte ausschlaggebend sein sollten. Die Höhe der Pflegekosten je 
Hektar kann nicht pauschal angegeben werden; sie hängt ab von Art und 
Häufigkeit der durchzuführenden Pflegearbeiten, Größe und Zugäng- 
lichkeit des Grundstücks, Mechanisierbarkeit der Arbeiten u. a. 

Die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Flächenpflege werden mithin be- 
stimmt von den Anteilen bestimmter Flächenarten an der Gesamtheit der 
zu pflegenden Fläche, so daß eine Quantifizierung aus den o. g. Gründen 
nicht möglich ist. 
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44. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Warum sind die Kartoffellieferungen aus land- 
wirtschaftlicher Produktion der neuen Bundes- 
länder nach Osteuropa entgegen der Ankündi- 
gung der Bundesregierung in ihrem Bericht, der 
im Dezember 1991 dem Agrarausschuß vorgelegt 
wurde, immer noch nicht bezahlt, und wo liegen 
die Ursachen für diese Nichtbezahlung? 


45. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wer trägt dafür die Verantwortung, und wer 
gleicht den betroffenen Landwirtschaftsbetrie- 
ben die wirtschaftlichen Verluste aufgrund der 
überfälligen Zahlungsfristen einschließlich Zin- 
sen aus? 


Antwort des Staatssekretärs Walter Kittel 
vom 26. Februar 1992 


Seitens der Bundesregierung ist zu keinem Zeitpunkt eine Verpflichtung 
zur Begleichung der kauf vertraglichen Ansprüche der landwirtschaftli- 
chen Lieferanten im von Ihnen benannten Zusammenhang eingegangen 
worden. Diese Verpflichtung liegt vielmehr ausschließlich bei den Käu- 
fern der Ware, hier der Fa. Interfrucht GmbH, Berlin. Die Ursachen für 
diese Nichtbezahlung liegen nach hiesiger Kenntnis in der Zahlungsunfä- 
higkeit des erwähnten Unternehmens. Die Verantwortung für die aus die- 
ser Situation den betroffenen Landwirtschaftsbetrieben entstandenen 
wirtschaftlichen Verluste trägt ausschließlich das vorerwähnte Handels- 
unternehmen. Eine Mitverantwortung besteht jedoch nach hiesiger Auf- 
fassung auch bei dem für die Ausfuhr zuständigen Handelsunternehmen 
Agro- Consulting GmbH, Berlin. Denn dieses Unternehmen hat die ihm im 
Rahmen des Protokolls vom 7. September 1990 für die Ausfuhren Anfang 
1991 zur Verfügung gestellten DM-Beträge nur in einem kleinen Teil zur 
Begleichung der kaufvertraglichen Verpflichtungen für die Lieferung der 
Kartoffeln verwendet - und im übrigen diese Verpflichtungen unbegli- 
chen belassen. Im Rahmen der Ausfuhren von Speisekartoffeln nach Ru- 
mänien Ende 1990 sind von ihm nach hiesiger Kenntnis die angelieferten 
Kartoffeln überhaupt nicht bezahlt worden. 


Vor diesem Hintergrund hat meine Entscheidung vom 12./ 13. März 1991 
betreffend Speisekartoffeln nach Rumänien lediglich einen Ausgleich in 
Höhe des Verkaufspreises einschließlich Verpackungskosten für die land- 
wirtschaftlichen Lieferanten zum Ziel, wobei Lieferung und Ausfuhr ord- 
nungsgemäß nachgewiesen werden und die Zahlungen unmittelbar an 
die landwirtschaftlichen Erzeuger erfolgen müssen. Die in diesem Zusam- 
menhang aufgetretenen Abwicklungsprobleme sind in dem von Ihnen 
angesprochenen Bericht der Bundesregierung detailliert wiedergegeben. 
Sie haben sich in der Zwischenzeit - entgegen meinen Hoffnungen - nicht 
verringert. So ist es bis heute lediglich bei 60 LPG möglich gewesen, die 
beantragten Beträge freizugeben. In allen übrigen Fällen bestehen derzeit 
hoch erhebliche Lücken bzw. Widersprüche in den vorgelegten Doku- 
menten. In intensiven Kontakten mit den betroffenen LPG, den einge- 
schalteten staatlichen Stellen und allen in diesem Zusammenhang sonst 
relevanten Einrichtungen der öffentlichen Hand wird versucht, die Ange- 
legenheit so schnell wie möglich abzuschließen. Eine genaue Zeitvorgabe 
kann ich jedoch bei der derzeitigen Situation nicht geben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 


46. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß von den 
polnischen Rentenstellen Arbeitszeiten ehemali- 
ger deutscher Zwangsarbeiter in den Jahren 1945 
bis 1947 aufgrund angeblich nicht vorhandener 
Unterlagen nicht bestätigt werden können, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, hier Abhilfe zu schaffen, damit die ehema- 
ligen Zwangsarbeiter ihre damaligen Arbeits- 
zeiten in der Rentenversicherung angerechnet 
bekommen? - 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 19. Februar 1992 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die polnischen Rentenversiche- 
rungsträger im Regelfall den deutschen Rentenversicherungsträgern Zei- 
ten ehemaliger deutscher Zwangs arbeiter wegen fehlender Unterlagen 
nicht bestätigen können. Kann von dem Rentenberechtigten in Deutsch- 
land jedoch Arbeitsstelle und Ort der Zwangsarbeit bezeichnet werden, so 
ist die Ermittlung von Unterlagen in Polen in Einzelfällen möglich. Der 
deutsche Rentenversicherungsträger kann jedoch auch eigene Feststel- 
lungen über polnische Abkommenszeiten treffen, wenn der polnische 
Rentenversicherungsträger diese Zeiten nicht bestätigen kann. 

Sofern der Rentenberechtigte nach Maßgabe der Grundsätze des Fremd- 
rentengesetzes eine Zeit als Zwangsarbeiter „glaubhaft machen" kann, 
z. B. durch Zeugenerklärungen oder eigene Erklärungen des Rentenbe- 
rechtigten, wird die behauptete Tatsache als überwiegend wahrscheinlich 
angesehen mit der Folge, daß die Zeit der Zwangsarbeit auch ohne Bestä- 
tigung durch den polnischen Versicherungs träger durch den deutschen 
Rentenversicherungsträger angerechnet wird. 

Daneben ist darauf hinzuweisen, daß Personen, die vertrieben, umgesie- 
delt oder ausgesiedelt worden sind und im Besitz des Vertriebenenaus- 
weises A, B oder C sind, mindestens die Zeit vom 1. Januar 1945 bis zum 
31. Dezember 1946 als sog. Ersatzzeit nach § 250 Abs. 1 Nr. 6 Sozialgesetz- 
buch VI angerechnet erhalten. 

Den deutschen Rentenversicherungsträgern sind nicht in nennenswertem 
Umfang Fälle bekannt, in denen eine Anrechnung der Zeit der Zwangsar- 
beit in Polen in den Jahren 1945 bis 1947 bei der Berechnung der deut- 
schen Rente wegen der fehlenden Bestätigung durch einen polnischen 
Versicherungsträger unterblieben ist. 

Sofern Ihrer Frage ein solcher Fall zugrunde liegt, bitte ich Sie, mir die 
näheren Einzelheiten mitzuteilen, damit ich ihnen nachgehen kann. 


47. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie verteilen sich die von der Zentralen Arbeits- 
vermittlung vermittelten Saisonarbeitsverhält- 
nisse für ausländische Arbeitskräfte nach der 
Beschäftigungsdauer, der Wochenarbeitszeit, der 
angebotenen Entlohnung und der Art der Tätig- 
keit, und in wie vielen Fällen werden die Unter- 
grenzen der Sozialversicherungspfhcht unter- 
schritten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 19. Februar 1992 

Die Merkmale für die statistische Erfassung der Vermittlungen der auslän- 
dischen Saisonarbeitnehmer durch die Bundesanstalt für Arbeit beschrän- 
ken sich aus Gründen der Praktikabilität derzeit noch auf die Nationalität 
der Arbeitnehmer sowie hinsichtlich der Vermittlungsbereiche auf das 
Hotel- und Gaststättengewerbe. Um einen Überblick über die arbeits- 
marktliche Bedeutung der Vermittlung zu erhalten, ist beabsichtigt, die 
Merkmale bei der geplanten Einführung einer zentralen EDV-gestützten 
Erfassung der Vermittlungsfälle so zu erweitern, daß insbesondere 
Aufschlüsse über die Beschäftigungsbereiche sowie die regionale Vertei- 
lung gewonnen werden. Eine zu differenzierte Erfassung der einzelnen 
Merkmale des Arbeitsverhältnisses, wie etwa der Wochenarbeitszeit oder 
der Entlohnung, würde das Vermittlungs verfahren zu sehr belasten. Die 
Vermittlung setzt voraus, daß die Arbeitsbedingungen der Saisonkräfte 
denen vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer entsprechen, da anderen- 
falls die Erteilung der Arbeitserlaubnis ausgeschlossen ist (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 
Arbeitserlaubnisverordnung). Die Vermittlung erfolgt aufgrund eines vom 
deutschen Arbeitgeber unterschriebenen standardisierten zweisprachi- 
gen Arb eits Vertrages, aus dem sich die Lohn- und sonstigen Arbeitsbedin- 
gungen ergeben. Der Arbeitsvertrag wird dem Arbeitgeber über die Ar- 
beitsverwaltung seines Heimatlandes übersandt, so daß er entscheiden 
kann, ob er die Beschäftigung unter den angebotenen Bedingungen an- 
nehmen will. Wegen der in aller Regel berufsmäßigen Ausübung unterlie- 
gen die Saisonkräfte während der Beschäftigung grundsätzlich auch der 
deutschen Sozialversicherungspflicht. 


48. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Unter welchen Bedingungen bleiben anderwei- 
tige Einkünfte bei der Witwenrente aus den Zu- 
satzversorgungssystemen anrechnungsfrei, und 
wie wird die diesbezügliche Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts von den Zusatzversor- 
gungsträgern gehandhabt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 20. Februar 1992 

Die Zulässigkeit der Anrechnung anderweitiger Einkünfte auf Leistungen 
der betrieblichen Altersversorgung richtet sich nach § 5 des Gesetzes zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG). Dabei ist in 
§ 5 Abs. 2 BetrAVG lediglich die Anrechnung anderweitiger Versorgungs- 
bezüge wie folgt geregelt: 

Leistungen der betrieblichen Altersversorgung dürfen durch Anrechnung 
oder Berücksichtigung anderer Versorgungsbezüge, soweit diese auf ei- 
genen Beiträgen des Versorgungsempfängers beruhen, nicht gekürzt 
werden. Dies gilt nicht für Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, soweit sie auf Pflichtbeiträgen beruhen, sowie für sonstige Versor- 
gungsbezüge, die mindestens zur Hälfte auf Beiträgen oder Zuschüssen 
des Arbeitgebers beruhen. 

Zur Anrechnung anderer Einkünfte, insbesondere von Arbeitsentgelten, 
enthält das Gesetz keine Regelung. Deshalb sind anderweitige Anrech- 
nungsklauseln nach dem auch für Leistungen der betrieblichen Altersver- 
sorgung geltenden Grundsatz der Vertragsfreiheit grundsätzlich zulässig. 
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Die Rechtsprechung hat für den Bereich des öffentlichen Dienstes im Hin- 
blick auf Artikel 3 des Grundgesetzes festgestellt, daß die Regelung einer 
Zusatzversorgungskasse des öffentlichen Dienstes, nach der die Witwen- 
versorgungsrente bei Arbeitseinkommen der Witwe bis auf eine angemes- 
sene Mindestversorgungsrente ruhen kann, zulässig ist. Die Anrech- 
nungsbefugnis ergebe sich im Fall der Zusatzversorgung im öffentlichen 
Dienst jedenfalls daraus, daß diese allein aus öffentlichen Mitteln finan- 
ziert werde. Deshalb erscheine es - wie im Beamtenrecht - dem Grunde 
nach gerechtfertigt, einschränkende Regelungen vorzusehen, wenn in 
einer Person ein Versorgungsanspruch und ein Einkommen aus einer Tä- 
tigkeit im öffentlichen Dienst Zusammenkommen. Der Umstand, daß das 
anzurechnende Arbeitseinkommen aus der eigenen Tätigkeit der Witwe 
stamme, zwinge nur dazu, daß die Versorgungsrente nicht in voller Höhe 
entfallen dürfe. Beim Zusammentreffen von eigenen Bezügen der Witwe 
mit Witwenrente müsse wenigstens ein Rest des von dem verstorbenen 
Ehegatten erdienten Versorgungsanspruchs erhalten bleiben. 

Informationen darüber, wie diese Rechtsprechung von Zusatzversor- 
gungsträgern gehandhabt wird, liegen nicht vor. 


49. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie ist die derzeitige Stellung der Bundesregie- 
rung zur Fortsetzung und Erweiterung von ABM 
im Hinblick auf die sich abzeichnende weitere 
Verschlechterung des ostdeutschen Arbeits- 
marktes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. Februar 1992 

Die Sonderregelungen für die ABM-Förderung in den neuen Bundeslän- 
dern, insbesondere die Zulässigkeit des ABM- Zuschusses bis zu 100 % des 
förderungsfähigen Arbeitsentgelts sowie der Verzicht auf eine mindestens 
Omonatige Arbeitslosigkeit für eine Vermittlung in eine Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahme, gelten bis zum 31. Dezember 1992. Wie die Bundesre- 
gierung in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1992 (Drucksache 12/2018, 
Nr. 48) erklärt hat, ist an dieser gesetzlich vorgesehenen Befristung für die 
erleichterten Voraussetzungen und Förderkonditionen bei den Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen festzuhalten. 

Eine Erweiterung der ABM-Förderung für die neuen Bundesländer läßt 
die Haushaltstage bei Bund und Bundesanstalt für Arbeit derzeit nicht zu, 
nachdem die Bundesregierung im vergangenen Herbst eine Aufstockung 
der Neueintritte in AB-Maßnahmen von 280 000 auf rd. 400 000 ermöglicht 
hat. Im laufenden Jahr stehen im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
und aus dem Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost Mittel für jahresdurch- 
schnittlich 400 000 Teilnehmer zur Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


50. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Informationen vor 

Ralf über die Zukunft der in Ulmen (Eifei) stationier- 

Walter ten Wachstaffeln der amerikanischen Streit- 

(Cochem) kräfte? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 21. Februar 1992 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über künftige Verände- 
rungen hinsichtlich Auftrag und Stationierung der von Ihnen erwähnten 
Wachstaffeln der amerikanischen Streitkräfte vor. 


51. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Wann öffnet der Bundesminister der Verteidi- 
gung in München Kasernen für die Unterbrin- 
gung von Asylbewerbern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 20. Februar 1992 

Wie mein Kollege, der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Ottfried 
Hennig, Ihnen auf Ihre Anfrage vom 21. Januar 1992 bereits mitgeteilt hat, 
stellt die Bundeswehr seit nunmehr fast drei Jahren in Kasernen Unter- 
bringungsplätze für Aussiedler zur Verfügung. 

Eine Unterbringung von Asylbewerbern in noch belegten Kasernen ist aus 
Sicherheitsgründen nicht vertretbar. Ich bitte dafür um Ihr Verständnis. 
Dennoch ist die Bundeswehr bemüht, in Liegenschaften, die komplett auf- 
gegeben werden, schon jetzt - bei festgestellter Entbehrlichkeit - Teilfrei- 
gaben vorzunehmen. Diese Teilliegenschaften werden dann nach ent- 
sprechenden infrastrukturellen Maßnahmen (Auszäunung, Zuwegung) 
von der zuständigen Bundesvermögensverwaltung Dritten überlassen. 
Dabei nimmt das Bundesministerium der Verteidigung auf die Nachnut- 
zung, z. B. zur Unterbringung von Asylbewerbern oder Studenten, keiner- 
lei Einfluß. 

Im Münchner Raum haben wir Teile der Pionier-Kaserne in Krailling und 
das ehemalige Ausbildungszentrum in Garching-Hochbrück bereits frei- 
gegeben. Ob weitere Liegenschaften/Teilliegenschaften freigegeben 
werden können, ist Gegenstand von Untersuchungen, die derzeit noch 
nicht abgeschlossen sind. 


52. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Wann kann mit einer Entscheidung über die Frei- 
gabe der in München militärisch genutzten Flä- 
chen Funkkaserne, Bayern-Kaserne und Fürst- 
Wrede-Kaserne gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 20. Februar 1992 

Die Bundeswehr benötigt nach den Stationierungsentscheidungen vom 
5. August 1991 auch in der künftigen Struktur die Fürst-Wrede- und die 
Bayern-Kaserne zur Deckung des Eigenbedarfs an Liegenschaften in 
München. Die Fürst-Wrede-Kaserne ist für Einheiten des Heeres unent- 
behrlich, die auf die nur hier - und an keinem anderen Standort in Bayern - 
vorhandene Spezialinfrastruktur angewiesen sind. 

Die Bayern-Kaserne ist vorgesehen für die Unterbringung des neuen Divi- 
sions- und Wehrbereichskommandos VI mit dem Führungsunterstüt- 
zungsregiment. Ein gegebenenfalls für den Eigenbedarf nicht notwendi- 
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ger Teilbereich dieser Liegenschaft wird zur Freigabe ausgewiesen, so- 
bald der Flächenbedarf ausreichend genau ermittelt werden kann. Festle- 
gungen hierzu sind voraussichtlich erst 1994 möglich. 

Die Bundeswehr beabsichtigt, die Funk-Kaserne zum 1. April 1992 in das 
vom Bundesminister der Finanzen verwaltete Allgemeine Grundvermö- 
gen des Bundes abzugeben. In geringem Umfang wird die Bundeswehr 
Teile dieser Kaserne für begrenzte Zeit zur Unterbringung von Studenten 
der Universität der Bundeswehr München sowie von Lehrgangsteilneh- 
mern der Pionierschule und für Teile des Wehrbereichsgerätelagers VI 
mitnutzen. 


Geschäftsbereich des Bundesminlsters für Frauen und Jugend 


53. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche Formen und Förderungsmöglichkei- 
ten des deutsch-japanischen Jugendaustausches 
gibt es auf deutscher und japanischer Seite, und 
wie hat sich in den vergangenen zehn Jahren die- 
ser Austausch entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 26. Februar 1992 

Deutsch-japanischen Jugendaustausch gibt es im außerschulischen Be- 
reich als Jugendbegegnung in Form des Jugendgruppenaustauschs und 
als Fachprogramm mit Fachkräften der Jugendarbeit. Für beide Formen 
besteht die Möglichkeit der Förderung aus dem Bundesjugendplan vom 
6. November 1985. Die Förderung vollzieht sich bis auf wenige Ausnah- 
men im Rahmen der Mittel, die bundeszentralen Trägern der Jugendar- 
beit und den Bundesländern alljährlich global für den internationalen Ju- 
gendaustausch aus dem Bundesjugendplan bereitgestellt werden. Bun- 
desländer und bundeszentrale Träger entscheiden nach eigenen Prioritä- 
ten, für welche Länderbeziehungen diese Globalmittel verwendet wer- 
den. 

Neben den Programmen dieser Träger gibt es im Jugendaustausch mit 
Japan auf Regierungsebene eine Vereinbarung über ein gegenseitiges 
Studienprogramm für Fachkräfte der Jugendarbeit, das alljährlich -- auf 
deutscher Seite in der Trägerschaft des Internationalen Jugendaustausch- 
und Besucherdienstes der Bundesrepublik Deutschland e. V. - durchge- 
führt und aus Sondermitteln gefördert wird. Dieses Studienprogramm 
wird nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit auch vom japanischen Mini- 
sterium für Erziehung, Wissenschaft und Kultur gefördert. 

Im übrigen sind die Förderungsmöglichkeiten für den internationalen 
Jugendaustausch auf japanischer Seite für uns nicht transparent. Außer 
vom Erziehungsministerium werden vom Büro für Jugendfragen beim 
Ministerpräsidenten und anderen Ressorts in eigener Zuständigkeit inter- 
nationale Jugendprogramme gefördert. 

In den vergangenen zehn Jahren wurden jeweils ca. 30 Programme aus 
dem Bundesjugendplan gefördert. 1990 waren an 33 Programmen 
453 Teilnehmer aus Japan an Begegnungen in Deutschland und 324 deut- 
sche Teilnehmer an Begegnungen in Japan beteiligt. Über die Beteiligung 
an Programmen ohne Bundesjugendplan-Förderung, z. B. über solche im 
Rahmen von kommunalen Partnerschaften, liegen mir keine Daten vor. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


54. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Sind in der Bundesrepublik Deutschland ebenso 
wie in den USA und Australien gentechnisch her- 
gestellte Pestizide zur Produktion und Anwen- 
dung zugelassen, und falls ja, um welche Pesti- 
zide handelt es sich hierbei? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Februar 1992 

Das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln, die gentechnisch ver- 
änderte Organismen sind oder enthalten, unterliegt sowohl dem Gentech- 
nikgesetz als auch dem Pflanzenschutzgesetz. In der Bundesrepublik 
Deutschland ist bisher weder für Pflanzenschutzmittel noch für andere 
Produkte, die gentechnisch veränderte Organismen sind oder solche ent- 
halten, eine Inverkehrbringungsgenehmigung erteilt worden. 

Auch in den übrigen EG -Mitgliedstaaten ist auf der Grundlage der ein- 
schlägigen EG-Richtlinie 90/220/EWG, wonach alle Mitgliedstaaten bei 
einem anstehenden Genehmigungsverfahren zu beteüigen sind, bisher 
keine EG- weite Inverkehrbringungsgenehmigung für Produkte, die gen- 
technisch veränderte Organismen sind oder solche enthalten, erteilt wor- 
den. 

Die gewerbsmäßige Produktion von Pflanzenschutzmitteln, die selbst 
keine gentechnisch veränderten Organismen enthalten, aber die mit Hilfe 
von gentechnisch veränderten Organismen hergestellt werden, bedarf 
einer Erlaubnis bzw. Genehmigung gemäß Gentechnikgesetz. Anträge 
zur Erlangung von Erlaubnissen oder Genehmigungen für gentechnische 
Anlagen oder gentechnische Arbeiten zur Herstellung von Pflanzen- 
schutzmitteln oder Pflanzenschutzmittelwirkstoffen haben der ZKBS bis- 
her nicht zur Stellungnahme Vorgelegen. 

Darüber hinaus unterliegt das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmit- 
teln, die selbst keine gentechnisch veränderten Organismen sind oder ent- 
halten, unabhängig von dem zu ihrer Produktion eingesetzten Herstel- 
lungsverfahren, den Bestimmungen des Pflanzenschutzgesetzes. Dies gilt 
sowohl für in der Bundesrepublik Deutschland hergestellte als auch für 
importierte Pflanzenschutzmittel. Bisher sind von der zuständigen Biologi- 
schen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft auch keine Pflanzen- 
schutzmittel einem Zulassungsverfahren unterzogen worden, deren Wirk- 
stoffe mit Hilfe gentechnisch veränderter Organismen hergestellt wurden. 


55. Abgeordneter Betrachtet die Bundesregierung das Heilprakti- 

Horst kergesetz als ein Heilberufsgesetz? 

Jaunich 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 25. Februar 1992 

Ja, beim Heüpraktikergesetz handelt es sich um ein Heilberufsgesetz. Das 
Heilpraktikergesetz regelt die Berechtigung zur Ausübung der Heükunde 
sowie den Zugang zum Beruf des Heilpraktikers. 
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56. Abgeordneter 

Horst 

Jaunich 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 25. Februar 1992 

Eine solche Notwendigkeit sieht die Bundesregierung nicht. Die Bundes- 
ärzteordnung und die weiteren betroffenen Bundesgesetze werden durch 
das von Ihnen genannte ,, Gesetz zur Änderung der Bundesärzteordnung 
und weiterer Bundesgesetze für Heilberufe" in Anpassung an neues EG- 
Recht geändert. Durch die Richthnien 89/594/EWG und 90/658/EWG sind 
die seit vielen Jahren bestehenden EG -Richtlinien für Ärzte, Zahnärzte, 
Tierärzte, Hebammen, Krankenschwestern und Krankenpfleger sowie 
Apotheker erweitert worden, indem bisher nicht ausdrücklich erfaßte 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise in die 
gegenseitige Anerkennung einbezogen worden sind. Das Gesetz zur Än- 
derung der Bundesärzteordnung und weiterer Bundesgesetze für Heilbe- 
rufe paßt die Bundesärzteordnung, das Gesetz über die Ausübung der 
Zahnheilkunde, die Bundes-Tierärzteordnung, das Hebammengesetz, 
das Krankenpflegegesetz und die Bundes-Apothekerordnung diesen 
Neuregelungen an. Es knüpft dabei an die bereits bisher bestehenden 
Regelungen in diesen Gesetzen über die Anerkennung von in anderen 
Mitgliedstaaten erworbenen Diplome etc. an. 

Entsprechendes EG-Recht für Heilpraktiker gibt es nicht und ist auch 
nicht geplant, weil es den Beruf des Heilpraktikers in keinem der übrigen 
Länder der Gemeinschaft gibt. Deshalb besteht auch keine Notwendig- 
keit, das Heilpraktikergesetz zu ändern. 

Ein Zwang zur Änderung ergibt sich auch nicht aus der in Vorbereitung 
befindlichen Richtlinie des Rates für eine zweite allgemeine Regelung zur 
Anerkennung von beruflichen Befähigungsnachweisen. Sofern diese 
Richthnie überhaupt auf den Zugang zum Heilpraktikerberuf Anwen- 
dung findet, greift die Vorschrift, wonach für den Berufszugang von 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates die Rechtsvorschriften 
des Aufnahmestaates gelten. Diese Vorschrift findet Anwendung, weil 
mangels Existenz des Heilpraktikerberufs in der Gemeinschaft keine der 
Heilpraktikererlaubnis vergleichbare, in einem anderen Mitgliedstaat 
erworbene Nachweise beigebracht werden können. Für Staatsangehörige 
eines der übrigen Mitgliedstaaten der EG, die in der Bundesrepublik 
Deutschland Heilpraktiker werden wollen, gelten daher das Heilprakti- 
kergesetz und die Erste Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz, 
ohne daß es einer Änderung dieser Vorschriften bedürfte. 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
das Heilpraktikergesetz im Hinblick auf europäi- 
sche Richtlinien zur Änderung vorzuschlagen, so 
wie dies mit dem Gesetz zur Änderung der Bun- 
desärzteordnung und weiterer Berufsgesetze für 
Heilberufe für diese Personenkreise bereits ge- 
schehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


57. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Konzentration von Atrazin im Bereich 
von Flughäfen, insbesondere im Grundwasser? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 20. Februar 1992 

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (ADV) hat im 
Herbst 1991 eine Umfrage bei den deutschen Verkehrsflughäfen nach der 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln durchgeführt, allerdings ohne 
eine Differenzierung nach Herbiziden (zu denen auch das Mittel Atrazin 
gehört), Fungiziden und Insektiziden. Ergebnis war, daß nur bei der Hälfte 
der Flughäfen Pflanzenschutzmittel in eng begrenzten Räumen auf Zier- 
flächen, Sicherheitsumzäunungen und Befeuerungsanlagen ausgebracht 
wurden. Die Anwendung von Atrazin ist seit dem 31. März 1991 verboten. 


58. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Hält der Bundesminister für Verkehr eine Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung für Pkw für wün- 
schenswert, wenn auf dem Dach Lasten trans- 
portiert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 20. Februar 1992 

Nach den bestehenden Vorschriften der Straßenverkehrs-Ordnung 
(StVO) ist der Fahrzeugführer verpflichtet, die Ladung seines Fahrzeugs, 
dazu gehören auch Dachlasten, verkehrssicher zu verstauen und seine 
Geschwindigkeit unter anderem den Eigenschaften von Fahrzeug und 
Ladung anzupassen. 

Nach einer Untersuchung der Bundesanstalt für Straßenwesen aus dem 
Jahre 1987 ist im Verkehrsunfall geschehen eine besondere Auffälligkeit 
für eine Ursache „fehlerhafte Beschaffenheit, Anbringung oder Beladung 
des Gepäckträgers" nicht feststellbar. Deshalb sieht die Bundesregierung 
hier auch keinen zusätzlichen Regelungsbedarf. 


59. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Ist es zutreffend, wie u. a. in der „Bild-Zeitung" 
vom 20. Januar 1992 geschrieben stand, daß ein 
Auftrag über 300 Uniformen für das Personal in 
den neuen ICE-Speisewagen an die Firma ver- 
geben wurde, die dem Vorstandsvorsitzenden 
der Deutschen Bundesbahn, Herrn Heinz Dürr, 
und seiner Tochter gehört, nachdem mehrere 
geänderte Ausschreibungen erfolgt waren? 


60. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Wenn ja, aus welchen Gründen wurden die Aus- 
schreibungen in welcher zeitlichen Folge mehr- 
fach geändert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 20. Februar 1992 

Die zitierte Darstellung der Bild-Zeitung trifft so nicht zu. Die Deutsche 
Service Gesellschaft hat einen Auftrag über etwa 300 Uniformen für ihr 
Personal in den neuen ICE-Speisewagen an die Firma ND Corporate 
Fashion GmbH, München, vergeben, an der Frau Nicole Dürr, Tochter 
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von Herrn Heinz Dürr sowie Herr Dürr selbst beteiligt waren. Herr Dürr 
hat keine Anteile mehr an dieser Firma. Die genauen Eigentumsverhält- 
nisse an der Firma waren der DSG bei der Auftragsvergabe nicht bekannt. 

Mehrere geänderte Ausschreibungen erfolgten nicht. Vielmehr wurden 
lediglich die Anforderungen bezüglich Stoffqualität und Farbton geän- 
dert, um sie der Dienstkleidung des DB-Personals anzupassen; außerdem 
wurde der Leistungsumfang um einen Spencer und ein Logistikkonzept 
erweitert. Diese Änderungen wurden den Mitbewerbern ebenfalls mitge- 
teilt und mit der Aufforderung zu einem überarbeiteten Angebot verbun- 
den. Herr Dürr war an der Auftragsvergabe nicht beteiligt und hat auch 
keinen Einfluß darauf genommen. 


61. Abgeordneter 

Dr. Dietmar 
Matterne 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Säch- 
sischen Landtag beschlossene Trassenführung 
der A 4 zwischen Bautzen und Görlitz (Nord- 
Nord-Variante 2,0) und die damit verbundene 
Untertunnelung des Naturschutzgebietes „Kö- 
nigshainer Berge" unter Berücksichtigung der 
wegen der unmittelbaren Nähe zur polnischen 
Grenze mit großer Wahrscheinlichkeit auch die 
im Tunnel befindlichen Autofahrer betreffenden 
möglichen Stausituationen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 20. Februar 1992 

Der grundhafte Ausbau der A 4 im Abschnitt Bautzen/Ost-Weissenberg 
und der Neubau zwischen Weissenberg und Görlitz sind Teil des Ver- 
kehrsprojektes Deutsche Einheit Bad Her sfeld- Görlitz, deren Verwirk- 
lichung die Bundesregierung höchste Priorität einräumt. 

Im Abschnitt Weissenberg — Görlitz stehen zwei Trassenvarianten für die 
künftigen Linienführungen an, die Nordvariante (Variante 2,0) mit Tan- 
gierung des Landschaftsschutzgebietes „Königshain er Berge" und die 
Südvariante mit Anlehnung an die B 6 im Raum Reichenbach. Es ist vorge- 
sehen, die rechtlichen Voraussetzungen für den Bau dieses Abschnitts 
nach dem Investitionsmaßnahmengesetz zu schaffen. Die Entscheidung 
über die künftige Trassenführung trifft somit der Deutsche Bundestag. 

Das Bundesministerium für Verkehr prüft derzeit das ökologische Gutach- 
ten für die Trassenvarianten im Abschnitt Weissenberg — Görhtz. Die 
Empfehlung für die künftige Linienführung erfolgt jedoch nach eingehen- 
der Abwägung auf der Grundlage verkehrlicher, ökologischer und raum- 
ordnerischer Gesichtspunkte. Hierbei gehen u. a. auch die bei Tunnel- 
strecken notwendigen technischen und verkehrlichen Kriterien mit ein. 


62. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Vor- 
schlag des Verkehrsclubs Deutschland, des Deut- 
schen Naturschutz-Rings und des BUND bereits 
heute IC-Züge über die Linie Hagen — Hamm- 
Hannover— Stendal zwischen Bonn und Berhn 
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verkehren zu lassen, was eine Zeiteinsparung 
von 1,5 Stunden gegenüber der bisher gefahre- 
nen Streckenführung bedeuten würde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 25. Februar 1992 

Nach den Angaben der Deutschen Bundesbahn (DB) und der Deutschen 
Reichsbahn (DR) läßt sich eine Zeitersparnis von 1,5 Stunden in der Ver- 
bindung Bonn -Berlin auch bei einer Linienführung über Hagen — 
Hamm — Hannover — Stendal unter den gegenwärtigen infrastrukturel- 
len Voraussetzungen nicht erreichen. 

Dabei liegt der Fahrzeitunterschied zwischen Hannover und Berlin bei der 
Linienführung über Magdeburg gegenüber der Linienführung über Sten- 
dal in der Größenordnung 3 bis 5 Minuten und ist damit kaum spürbar. 

Eine höhere Reisegeschwindigkeit über Stendal durch Wegfall der heuti- 
gen D-Zug-Halte in Rathenow, Gardelegen und Wolfsburg wäre denkbar, 
brächte allerdings erhebliche Nachteile für diese Städte, bei denen ein 
durchaus berechtigtes Interesse an Fernverkehrsverbindungen nach Ber- 
lin und Hannover besteht. 

Ein zusätzlicher Einsatz von IC-Zügen neben den bestehenden D-Zügen 
ist wegen der Eingleisigkeit der Strecke und der vorhandenen Strecken- 
belegung auch durch Züge des Personennahverkehrs sowie Züge des 
Güterverkehrs nicht möglich. 

Mit Aufnahme des elektrischen Zugbetriebs zwischen Magdeburg und 
Helmstedt im Mai 1993 wird sich die Fahrzeit der IC-Züge in diesem Ab- 
schnitt um ca. 20 Minuten verkürzen. 


63. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Möglichkeit durch einen 
Zwischenhalt in Stendal und eine Umsteigemög- 
lichkeit nach Magdeburg und nach Schwerin 
sowie in die Altmark auch die Anbindung an die 
Sachsen- Anhaitische und die Mecklenburg- Vor- 
pommersche Landeshauptstadt zu verbessern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 25. Februar 1992 

Zwischen Bonn/Köln/-Ruhrgebiet einerseits und Magdeburg/Leipzig/ 
Dresden andererseits bestehen bereits IC- und InterRegio (IR) -Direktver- 
bindungen, die gegenüber einem Umsteigen in Stendal zeitlich kürzere 
Reisezeiten bieten. Auch zwischen dem Ruhrgebiet und Schwerin wird ab 
Fahrplanwechsel Sommer 1992 eine IC- Direktverbindung geschaffen 
werden. 

Deshalb würde eine IC-Linie Bonn - Berlin mit Zwischenhalt in Stendal 
die Verbindung in die Landeshauptstädte Magdeburg und Schwerin nicht 
verbessern. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 


64. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Welche Vorsorge trifft der Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, daß 
die Wiederverwertung gesammelter Werkstoffe 
aus dem Abfall tatsächlich stattfindet, und wie 
sehen die Kontrollen der durchführenden Firmen, 
z. B. Intersero, aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 25. Februar 1992 

Die Verpackungsverordnung vom 12. Juni 1991 regelt in § 4 i. V. m. § 13 
VerpackV, daß Hersteller und Vertreiber von Transportverpackungen 
diese seit 1. Dezember 1991 nach Gebrauch zurückzunehmen und einer 
erneuten Verwendung oder einer stofflichen Verwertung außerhalb der 
öffentlichen Abfallentsorgung zuzuführen haben. Entsprechend § 12 Ver- 
packV handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 4 Transportverpackun- 
gen nicht nach Gebrauch zurücknimmt oder nicht einer erneuten Verwen- 
dung oder einer stofflichen Verwertung außerhalb der öffentlichen Abfall- 
entsorgung zuführt. Nach § 18 Abs. 2 AbfG kann eine Ordnungswidrigkeit 
mit einer Geldbuße bis zu 100 000 DM geahndet werden. 

Die Zuständigkeit für den Vollzug der Verpackungs Verordnung obliegt 
den Bundesländern. Die Umweltministerien der Länder haben dement- 
sprechend im Rahmen ihrer Vollzugszuständigkeit die Einhaltung der 
Regelungen der Verpackungs Verordnung zu überprüfen und dafür Sorge 
zu tragen, daß die örtlichen Vollzugsbehörden, in aller Regel die untere 
Abfallbehörde, Kontrollen durchführen. Für eventuelle Ordnungswidrig- 
keitsverfahren sind nach § 19 AbfG ebenfalls die Landesbehörden zustän- 
dig. 


65. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich mit der 
TOC-Analytik im Vergleich zum geltenden CSB- 
Verfahren ein wesentlich umweltverträghcherer, 
aus technischer Sicht sofort realisierbarer Para- 
meter zur Überwachung der organischen Bela- 
stung von Abwassereinleitungen anbietet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 25. Februar 1992 

Zur Charakterisierung und Begrenzung organischer Belastung des Ab- 
wassers in den Mindestanforderungen nach § 7a Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) sowie zur Ermittlung der darauf bezogenen Schädlichkeit des 
Abwassers nach dem Abwasserabgabengesetz (AbwAG) einigten sich 
Bund und Länder nach umfangreichen Untersuchungen nahezu aller auf- 
tretenden Abwasserarten auf den chemischen Sauerstoffbedarf (CSB). 
Dabei war man sich bewußt, daß das Analysenverfahren selbst in einigen 
Punkten als problematisch anzusehen ist, u. a. wegen der Arb eits schütz - 
risiken (Umgang mit heißer konzentrierter Chrom-Schwefelsäure) sowie 
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der Umweltrisiken durch den Einsatz gefährlicher Chemikalien (Queck- 
silber, Silber, Chrom- VI) und deren Entsorgung. Der CSB hat sich aber vor 
allem in bezug auf die Reproduzierbarkeit und Ergebnisübereinstimmung 
bewährt. 

Es trifft zu, daß die Bestimmung des gesamten organisch gebundenen 
Kohlenstoffs (TOC = Total Organic Carbon) demgegenüber einige Vor- 
teile hat. Sie ist deutlich schneller und weniger aufwendig, hat erhebliche 
kleinere Arbeitsschutzrisiken und kann praktisch ohne Einsatz problema- 
tischer Chemikalien durchgeführt werden. Allerdings liegen noch keine 
ausreichenden Untersuchungsreihen vor, die einen flächendeckenden 
Ersatz des CSB durch den TOC ermöglichen. 

Unabhängig davon wurde in der Rahmen- Ab wasserVwV vom 8. Septem- 
ber 1989 bereits die Möglichkeit geschaffen, im wasserrechtlichen Voll- 
zug z. B. das TOC-Verfahren anstelle des CSB zu verwenden. Den wert- 
mäßigen Anforderungen in den Abwasservorschriften liegen die festge- 
legten Analysenverfahren zugrunde. Daneben dürfen aber auch gleich- 
wertige Analysen- und Meßverfahren eingesetzt werden. Die Überwa- 
chungsregelung, aufgrund derer die Anforderungen in vier der letzten 
fünf untersuchten Proben eingehalten sein müssen, unterstreicht diese 
Möglichkeit. 


66. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Wann ist die Bundesregierung bereit, die zur Ein- 
führung der TOC- Analytik notwendige Umstel- 
lung von wasserrechthchen Bescheiden und die 
Änderung des Wasserabgaben-Gesetzes vorzu- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 25* Februar 1992 


Die Bundesregierung beabsichtigt, sobald das endgültige Analysenver- 
fahren für das TOC feststeht und ausreichende Erfahrungen mit dem TOC 
für alle Abwasser arten vorliegen, den CSB im Rahmen der in ihren Kom- 
petenzbereich fallenden Regelungen nach § 7a WHG und des AbwAG zu 
ersetzen. 

Die zur Ermittlung der fachlichen Grundlagen für Anforderungen an das 
Einleiten von Abwässer in Gewässer nach § 7 a WGH eingesetzten Bund/ 
Länder- Arbeitsgruppen haben daher den Auftrag, für die jeweiligen 
Abwasserherkunftsbereiche auf der Grundlage von Abwasseruntersu- 
chungen neben Werten für den Parameter CSB auch gleichwertige Werte 
für den TOC vorzuschlagen. 

In Anhang 47 (Rauchgaswäsche) zur Rahmen-AbwasserVwV ist bereits 
festgelegt, daß die Einhaltung der Anforderung an den CSB auch durch 
den TOC überprüft werden kann. Für diesen Bereich liegen wissenschaft- 
liche Untersuchungen vor, nach denen der CSB dem dreifachen Wert des 
TOC entspricht. 

Die Bundesregierung ist allerdings nach der verfassungsmäßigen Kompe- 
tenzverteüung nur zum Erlaß von Rahmenvorschriften zur Regelung des 
Wasserhaushalts berechtigt. Der Vollzug wasserrechtlicher Bestimmun- 
gen, wie Einhaltung, Überwachung und Änderung wasserrechtlicher Be- 
scheide fällt in den Zuständigkeitsbereich der Länder. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


67. Abgeordneter . 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, nach 
§ 8 Wohngeldgesetz (WoGG), eine Anpassung 
der Höchstbeträge für die zuschußfähigen Wohn- 
kosten, um damit die längst überfällige Neuein- 
stufung von Gemeinden und Kreisen in eine be- 
stimmte Mietenstufe vorzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 26. Februar 1992 

Die geltende Zuordnung von Gemeinden und Kreisen zu den Mietenstu- 
fen nach dem Wohngeldgesetz erfolgte zeitgleich mit der allgemeinen 
Wohngeldanpassung durch die 8. Wohngeldnovelle vom 1. Oktober 1990. 
Nach § 8 Abs. 3 Satz 2 WoGG wurde dabei die Wohngeldstatistik zum 
31. Dezember des dem Tage des Inkrafttretens vorausgehenden vorletz- 
ten Kalenderjahres, also die Wohngeldstatistik zum 31. Dezember 1988, 
zugrunde gelegt. 

Eine Überprüfung der Mietenstufenzuordnung mit dem möglichen Ergeb- 
nis einer Neueinstufung ist nach der genannten Vorschrift nur zusammen 
mit einer allgemeinen Anpassung der wohngeldfähigen Höchstbeträge 
für Miete und Belastung möghch. Erst 17 Monate nach Inkrafttreten der 
8. Wohngeldnovelle steht eine solche allgemeine Anpassung der Höchst- 
beträge nicht an. Die Bundesregierung überprüft anhand der jährlichen 
Wohngeldstatistik und der übrigen verfügbaren Daten über die Einkom- 
mens- und Mietenentwicklung regelmäßig, ob eine Anpassung des 
Wohngeldsystems erforderlich ist. Im Wohngeld- und Mietenbericht 1991, 
der dem Deutschen Bundestag bis Ende März 1992 zuzuleiten ist, wird die 
Bundesregierung eine umfassende Darstellung zur Entwicklung der Mie- 
ten und des Wohngeldes geben. 

Der festgestellten Mietenentwicklung im Bereich neu errichteter Woh- 
nungen hat die Bundesregierung bereits durch eine Anhebung der 
HöchstbeträgeTür Wohnraum Rechnung getragen, der ab 1. Januar 1992 
bezugsfertig wird: Für diese Wohnungen gelten nach der in Artikel 37 
Abs. 1 Nr. 1 des Steueränderungsgesetzes 1992 geregelten Änderung des 
WoGG um 17 bis 18 % höhere Höchstbeträge. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Biidung und 
Wissenschaft 


68. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Eckhardt 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Probleme im Rahmen 
des europäischen Austauschprogrammes ERAS- 
MUS bekannt, daß studierwillige Ausländer we- 
gen Wohnungsmangel in den deutschen Univer- 
sitätsstädten von einem Studienaufenthalt in 
Deutschland absehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Torsten Wolfgramm 
vom 2 1 . Februar 1992 

Die Nachfrage von deutschen und ausländischen Studierenden nach 
Wohnraumpl ätzen ist an vielen Hochschulstandorten höher als das Ange- 
bot. Für ausländische Studierende können sich zusätzhch Schwierigkei- 
ten ergeben, weil sie zum Teil erst spät ihre Stipendienzusagen erhalten 
und sich um ihre Unterbringung kümmern können und weil in der Ver- 
gangenheit die ERASMUS -Stipendien in einzelnen Staaten - gemessen 
an den Lebenshaltungskosten in Deutschland - sehr niedrig waren. 

Konkrete Fälle, in denen ausländische ERASMUS-Stipendiaten wegen 
der Wohnraumsituation auf einen Studienaufenthalt in Deutschland ver- 
zichtet hätten, sind der Bundesregierung oder dem Deutschen Akademi- 
schen Austauschdienst als nationaler Agentur für die Durchführung des 
ERASMUS- Programms in Deutschland nicht bekannt. Angesichts der 
Wohnraumknappheit ist es allerdings möglich, daß es solche Fälle gege- 
ben hat. Die Programmbeauftragten für die ERASMUS-Programme an 
den Hochschulen sind gehalten, sich auch um die Unterbringungsfragen 
zu kümmern. Sie müssen in den Förderungsanträgen darlegen, daß die 
Unterbringung der Studierenden grundsätzlich gewährleistet ist. 

Zur Verbesserung der Wohnraumsituation für deutsche und ausländische 
Studierende stellt die Bundesregierung im Rahmen eines gemeinsamen 
Programms von Bund und Ländern für die Schaffung von 40 000 Wohn- 
raumplätzen von 1990 bis 1994 insgesamt 600 Mio. DM zur Verfügung. 
Damit soll der Enge auf dem Wohnungsmarkt für Studierende begegnet 
werden. Diese Finanzhilfen des Bundes sind eine Ausnahme, da die Zu- 
ständigkeit für den Studentenwohnraumbau bei den Ländern hegt. 


Bonn, den 28. Februar 1992 
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